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¥ Restriktive und restaurative Trends
7.1  Abkehr vom Gesamthochschulkonzept
7.1.1 Organisatorische Doppelstruktur

Wihrend bei dem 1976 verabschiedeten Hochschulrahmengesetz das Ziel der
Hochschulreform in dem KompromiB des Nebeneinanders von Integrierten und Kooperativen
Gesamthochschulen sowie in der Verpflichtung zum Zusammenwirken von Hochschulen
bestand (vgl. Kap. 3.10), zeichnete sich bei der Beratung der innerhalb von drei Jahren zu
verabschiedenden Landergesetze ab, daff die Errichtung weiterer Gesamthochschulen nicht
mehr zu erwarten war. Bei den im Lande NRW fast vier Jahre dauernden Beratungen entstan-
den, 1im Gegensatz zu dem fiir den gesamten Hochschulbereich geltenden HRG, gleichzeitig
zwei Gesetze: das Wissenschaftliche Hochschulgesetz (WissHG)! und das Fachhochschulgesetz
(FHG).2 Das der Hochschulreform entgegenstehende Festschreiben der Doppelstruktur in
wissenschaftliche Hochschulen und Fachhochschulen lieB fiir die Gesamthochschulen keine
dritte Alternative zu.

Die Entscheidung des Gesetzgebers fiir die Doppelstruktur wurde durch das unverbindliche
Inaussichtnehmen weiterer Integrierter Gesamthochschulen3 nicht infrage gestellt. Schon die
politische Kapitulation vor den Widerstinden bei der fiir 1977 beabsichtigten vollstindigen
Umwandlung aller Hochschulen in Gesamthochschulen 148t keine andere Deutung zu. Das vom
Gesetzgeber ausdriicklich vorgesehene Zusammenwirken selbstindiger Hochschulen,* um die
Neuordnung des Hochschulwesens zu erreichen, war angesichts der Kooperationsunwilligkeit
maligebender Krifte in den Hochschulen schon ein anspruchvolles Ziel, das nur gegen erhebli-
che Widerstinde durchzusetzen gewesen wire und das, wie sich in den 80er Jahren erwies,
nicht erreicht wurde.

Infolgedessen war die Errichtung weiterer Gesamthochschulen keine realistische Alterna-
tive. Die Meinung: "Integrierte Gesamthochschulen fithren zu einer abrupten Einebnung der
gewachsenen und in der Praxis bewéhrten Differenzierung",5 war soweit verbreitet, daB eine in
den 80er Jahren betriebene Differenzierung des Hochschulsystems sich durchsetzen konnte,
wobel das Leitbild Gesamthochschule von einer "Zwei-Typen-Struktur" abgeldst wurde. Aller-
dings lieh die derart differenzierte Hochschullandschaft es zu, die weitgehend angepafiten
Gesamthochschulen zu akzeptieren, da sie ihre Vorbildfunktion eingebiifit hatten und deshalb
von thnen keine Verinderungsgefahr mehr ausging. Das Festhalten an der bestehenden hierar-
chischen Doppelstruktur bedeutete das Ende von Studien- und Hochschulreform. Eine sub-
stantielle Studienreform war ohne organisatorische Verénderungen nicht zu erreichen.

| Geselz iiber die Wissenschafilichen Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (WissHG), GV.NW. 223 vom
20. November 1979.

% Gesetz iiber die Fachhochschulen im Lande Nordrhein-Westfalen (Fachhochschulgesetz-FHG), GV.NW. 964 vom
20. November 1979.

3§ 5 Abs. 3 WissHG,

4 § 109 WissHG in Verbindung mit § 5 Abs. 1 u. 2 WissHG,

3 Streffer, Christian: In Sorge um Nordrhein-Westfalens Universititen, Bonn-Bad Godesberg, im Mai 1979, S. 61.
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Die Entscheidung, fiir wissenschaftliche Hochschulen und Fachhochschulen getrennte
Gesetze zu verabschieden, schrieb das duale Hochschulsystem fest und fiihrte nicht zu deren
Zusammenwirken. Jedoch behielten die bestehenden Gesamthochschulen in dieser Situation
einige Besonderheiten bei: die Zulassung von Fachoberschulabsolventen, integrierte durchlis-
sige Studienginge und die Doppelstruktur des Lehrkorpers. Schon damals zeichnete sich ab,
daB die erweiterte Offnung sich bewihrte und der befiirchtete Niveauverlust ausgeblieben war.
Die filligen hochschulpolitischen Konsequenzen, die aus diesem Ergebnis hiitten gezogen
werden miissen, die Erweiterung der Zugangsméglichkeiten fiir den Tertidren Bereich® und die
allgemeine Einfiilhrung abgestufter Studienginge wurden allerdings nicht realisiert.”

Die Gesamthochschulen standen vor dem Dilemma, sich durch weitere Reformschritte in
ihrer Andersartigkeit zu profilieren oder ihre wissenschaftliche Gleichwertigkeit gegeniiber den
tbrigen wissenschaftlichen Hochschulen in Forschung und Lehre beweisen zu miissen. Um
nicht in die Isolation zu geraten, entschieden sie sich zu fortschreitender Anpassung an die
Universitaten, aber unter Beibehaltung ihrer Besonderheiten und unter Verzicht darauf, weitere
Reformziele anzustreben. Die Entscheidung des Gesetzgebers im WissHG, die
Gesamthochschulen als Universititen zu bezeichnen und als wissenschaftliche Hochschulen
rechtlich anzuerkennen, war aufgrund der eingetretenen Entwicklung konsequent.®

Damit wurde eine von den meisten Mitgliedern der Gesamthochschulen schon lingere Zeit
angestrebte Namensiinderung, die sie sich teilweise im Vorgriff schon angeeignet hatten, durch
den Gesetzgeber sanktioniert. Die Namensidnderung sollte Zweifel {iber die wissenschaftliche
Qualitdt der Gesamthochschulen beseitigen helfen. Neben der Anerkennung des erreichten
Leistungsstandards wurde zugleich der ebenfalls bereits vollzogene Anpassungsprozeff an das
Profil tradierter Universititen signalisiert und damit eine Eigenstindigkeit als Reformhoch-
schule zumindest teilweise auch duBerlich zuriickgenommen.

Die mit der Konsolidierung der Fachhochschulen vollzogene Doppelstruktur des Hoch-
schulbereichs - allerdings mit hierarchischer Abstufung?® - wurde als "differenzierte Hoch-
schullandschaft” bezeichnet. Diese idealisierende Umschreibung verdeckt die Abgrenzungen
und Abstufungen. AuBerdem liBt der Begriff Differenzierung mehrere Deutungen zu, wie etwa
eine detaillierte Gliederung, oder auch die Hierarchie getrennter Systeme.

6 Die in § 66 WissHG vorgesehene Einstufungspriifung hatte kaum praktische Auswirkungen.

7 Insgesamt wurden die in § 5 WissHG genannten Neuordnungsziele nicht erreicht.

¥ Di¢ rechtliche Konsolidierung als wissenschaflliche Hochschule galt allerdings nicht fiir die Fachhoch-
schulstudiengdnge und fiir die Organisation von Fachbereichen, in denen ausschlieBlich Fachhochschulstudiengiinge
angeboten wurden, da fiir diese gemiB § 1 (3) WissHG das ebenfalls zum 1. Januar 1980 in Kraft getretene Fach-
hochschulgesetz galt. Die Gesamthochschulen sind der einzige Hochschultyp, in dem beide Hochschulgesetze jeweils
in Teilbereichen wirksam sind.

? Die Fachhochschulen werden hidufig als gleichwertig aber andersartig bezeichnet. Tatsichlich werden Rangunter-
schiede zwischen wissenschafilichen Hochschulen und Fachhochschulen durch diese Beschreibung nur kaschiernt, wie
sich an zahlreichen Indikatoren wie Einstufung der Absolventen und Professoren, Aussiattung und eingeschriinkiem
Forschungsauftrag sowie fehlendem Promotions- und Habilitationsrecht nachweisen 14B1. Selbst die Bezeichnung der
Diplome unterscheidet sich.
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7.1.2 Differenzierung und Werthewerb

Mit dem Begriff Differenzierung im zweiten Sinne wurde eine Gegenbewegung zur
Gesamthochschule angekiindigt, da ihr Nivellierung, wenn nicht Gleichmacherei vorgeworfen
wurde, Tatsichlich wurde eine liber das Vorhandene hinausgehende Differenzierung nicht
angestrebt, sondern nur die Bestitigung und Fortschreibung des Status quo, was weitgehend
Unterstiitzung in den bestehenden Hochschuleinrichtungen fand, die ihre Existenz nicht aufs
Spiel setzen und sich auch nicht auf die Unbequemlichkeiten und Konflikte tiefgreifender
Verdnderungen einlassen wollten. Insoweit verbarg sich hinter Differenzierung eine Abwehr-
haltung gegen Reform durch Festhalten an der inzwischen entstandenen Hochschulstruktur.

Mit dem Konzept der Differenzierung war politisch beabsichtigt, die Abstufung im Hoch-
schulbereich nicht nur zwischen den Hochschularten sondern auch zwischen den einzelnen
Hochschulen gleichen Types zu forcieren. Das bei angloamerikanischen Hochschulen iibliche
Ranking-System sollte auf deutsche Hochschulen iibertragen werden, unter denen es traditionell
derartige Unterscheidungen nicht gab. Die prinzipielle Gleichwertigkeit schlof von Fach zu
Fach unterschiedliche Einstufungen infolge einer im Laufe der Zeit verinderbaren wissen-
schaftlichen Reputation nicht aus. Durch die vielen Neugriindungen nach 1960 wurde das
vorher transparente System zunehmend undurchschaubarer. Wissenschaftliche Leistung wurden
dann nicht selten als mit dem Alter einer Institution wachsend angesehen.

Die Erfahrungen und Erfolge jiingerer Hochschulen bei der Studienreform wurden dagegen
weitgehend ignoriert. Der einsetzende Wettbewerb zwischen den Hochschulen stiitzte sich
weniger auf rationale Kriterien, sondern mehr auf die Erwartung, einen in der Vergangenheit
erworbenen Ruf in einer kontinuierlichen Unangreifbarkeit zu stabilisieren. Damit konnten
zugleich Schritte der Studienreform vermieden werden, weil allgemeine Zufriedenheit mit dem
erreichten Standard suggeriert wurde. 10

Der Leistungsstand sollte auch durch eine forcierte Elitebildung konzeptionell abgesichert
werden. Durch den uniiberbietbaren MiBbrauch dieses Begriffs  withrend des
Nationalsozialismus bedurfte es eines zeitlichen Abstandes, ehe diese Forderung wieder in die
Hochschulpolitik  eingefiihrt werden konnte. Wenn schon die inzwischen eingetretene
Entwicklung, insbesondere die des Zustroms zu den Hochschulen, nicht wesentlich gebremst
werden konnte, wozu auch die Gesamthochschulen durch eine erweiterte Zulassung zum
Studium beigetragen hatten, so sollte doch versucht werden, den angeblichen
"Vermassungstendenzen”, die unbewiesenermaBen mit Niveausenkung in Zusammenhang
gebracht wurden, entgegenzutreten.

Den auBerordentlich Leistungsfihigen und -willigen eine besondere Chance zu geben und
sie speziell zu fordern, war das Konzept, hinter dem sich das Anliegen verbarg, friihere
Bildungsprivilegien erneut zu installieren. Warnungen vor Akademikerarbeitslosigkeit, Emp-
fehlungen, nach dem Abitur in die Praxis zu gehen, und die Umstellung des BAf6G zuerst auf
Teil- und spiter auf Volldarlehen waren politische Entscheidungen, die eine Reduzierung des
Andrangs an die Hochschulen herbeifiihren sollten, allerdings nicht zu Lasten von denjenigen,
deren Kinder schon immer studiert hatten. Eine tatsichliche Forderung von Leistungseliten

I0 Hier sei an die immer wieder auflauchende Behauptung erinnen, die deutsche Universitit sei in ihrem Kern gesund.
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setzte voraus, die besonders Begabten erst einmal zu entdecken und ihnen Bildungschancen zu
eroffnen. Die moglichst breite Offnung, die Verbesserung von Chancen, ist die Basis, aus der
sich die tatsichlich besonders Qualifizierten erst herausschilen kénnen. Breiten- und Spitzen-
forderung sind also keine Gegensitze, wie immer wieder behauptet wird. Sie bedingen einan-
der. Hinter der alleinigen Betonung von Eliteférderung verbirgt sich dagegen ein System,
Privilegien zu erhalten oder erneut zu installieren.

Gegeniiber den Parolen von der Differenzierung und Eliteférderung geriet die Diskussion
um die Studienreform in den Hintergrund. Die unerwartet hohe Zunahme der Studentenzahl,
die zur Uberlast fiihrte, war ein weiterer Grund, die Diskussion um die inhaltliche
Studienreform zu vertagen und statt dessen die Studienzeitverkiirzung zum beherrschenden
Thema zu machen. Eine Fiille von Rezepten, das Studium zu straffen, wurden - ohne dem Ziel
niher zu kommen - angeboten. Da daran weder der Mehrheit der Studenten noch den Professo-
ren, wenn auch aus unterschiedlicher Interessenlage, etwas lag, scheiterten bis heute alle Ver-
suche zur Studienzeitverkiirzung. Der Gedanke des Wettbewerbs versagt hierbei auch deshalb,
weil die Reputation der Professoren primir von der Qualitit ihrer Forschung abhiingt und diese
keineswegs durch kiirzere Studienzeiten erhoht wird. Studierende kénnen erst am Ende ihres
Studiums iiber kiirzere oder lingere Perioden in die Forschung einbezogen werden.

In den im November 1983 vorgelegten 16 Thesen der Bundesbildungsministerin Dorothee
Wilms, mit denen die inzwischen regierende christlich-liberale Bundesregierung (seit 1982) die
endgiiltige Abkehr von der Gesamthochschule einleitete, findet sich der Satz,
Gesamthochschulen mit ihrer "nur inneren Differenzierung" boten keine Gewihr "fiir eine
optimale Aufgabenerfiillung und deutliche Profilierung".!! Da den Gesamthochschulen wegen
ihrer abgestuften Studienginge, ihres breiten Ficherspektrums, ihrer unterschiedlich qualifi-
zierten Studienanfinger und Professoren und ihrer Forschungsschwerpunkte Spezifititen in
Forschung, Studium und Lehre nicht abgesprochen werden konnten, wurden diese als innere
Differenzierung abgetan und der Anschein erweckt, es mangele ihnen an Leistungsfahigkeit.
Unterstellt wurde, an Gesamthochschulen kdnnten keine Spitzenleistungen erreicht werden.
Tatsdchlich hat jede Gesamthochschule im Laufe der 80er Jahre ihr besonderes Profil ent-
wickelt und sich als voll wettbewerbsfihig erwiesen.

Aufgrund der "Zwei-Typen-Struktur” von Universititen und Fachhochschulen mit dezi-
dierter Abgrenzung und vertikaler Abstufung war der kleine Sektor Gesamthochschulen als
eigenstindiger Hochschultyp kaum iiberlebensfahig. Er stand in der Gefahr, zwischen den
beiden Blocken zerrieben zu werden. Da das politisch erwiinschte quantitative Verhiltnis
zwischen den Universititen und Fachhochschulen nicht bestand und zugunsten letzterer
verschoben werden sollte, war es auch denkbar, die Gesamthochschulen zu Fachhochschulen
zuriickzubilden.!2 Die Gesamthochschulen waren aber daran interessiert, ihren erreichten
Status als wissenschaftliche Hochschulen zu erhalten. Das bedeutete allerdings, die Weiterent-

i1 Der Bundesminister fiir Bildung und Wissenschaft: Thesen zu einer Hochschulpolitik fiir die 90er Jahre, in: Well-
bewerb statt Biirokratie, Bonn, November 1983, S. 7, These 2.

12 Eine Riickentwicklung der Gesamthochschulen zu Fachhochschulen hatte z.B. der Vorsitzende des Fakultdtentages
Maschinenbau und Verfahrenstechnik in seiner Stellungnahme zur Novellierung des HRG gefordert. Vgl. DUZ
17/1983, Magazin 7.
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wicklung als eigenstindiger Hochschultyp aufzugeben und sich inhaltlich an die tradierten Uni-
versititen anzupassen.

Die im Februar 1983 eingesetzte "Expertenkommission zur Untersuchung der Aus-
wirkungen des Hochschulrahmengesetzes" legte im Januar 1984 ihren Bericht vor, der hin-
sichtlich des in § 5 HRG vorgeschriebenen Organisationszieles, die verschiedenen Hoch-
schularten zu integrierten oder zu Kooperativen Gesamthochschulen zusammenzufiihren, die
Auffassung vertrat, das "Organisationsziel (sei) auch in der schwiicheren kooperativen Form
stillschweigend aufgegeben worden", deshalb solle die "offensichtlich leerlaufende Bestim-
mung" des § 5 ersatzlos gestrichen werden. Allerdings sollten "den bestehenden
Gesamthochschulen diejenigen Arbeitsmoglichkeiten gesichert werden ..., die lingerfristig
einen Vergleich ihres Wirkungsgrades mit dem der traditionellen Hochschularten zulassen".13
Ein Urteil iiber die Bewiihrung der Gesamthochschulen wurde also vertagt und eingerdumt, dafh
nach wenigen Aufbaujahren noch keine gesicherte Beurteilung méglich sei. Die Kommission
schlug damit die Sanktionierung des seit Jahren geleisteten Widerstandes gegen einen geselzli-
chen Auftrag vor, denn inzwischen hatte sich die "Zwei-Sdulen-Struktur” Universitit und
Fachhochschule durchgesetzt. Daraufhin wurde das Hochschulrahmengesetz im Jahre 1985

erheblich revidiert, wobei entsprechend der Empfehlung das Ziel Gesamthochschule gestrichen
wurde,

Die Anfang des gleichen Jahres verdtfentlichten Vorstellungen iiber Differenzierung und
Wettbewerb waren mit den von den Gesamthochschulen verfolgten Intentionen durchaus
vereinbar, sofern ihnen die gleichen Startchancen eingerdumt wiirden, entgegen dem verbreite-
ten Vorurteil, sie strebten nach Nivellierung und fiirchteten den Wettbewerb. Die Defini tionen
lauteten:

"Differenzierung heiBt, da die Hochschularten und die einzelnen Hochschulen bei der
Bildung ihrer Schwerpunkte in Forschung und Lehre, bei der inhaltlichen Ausgestaltung
der Lehre und auch bei anderen Fragen, z.B. bei der Entwicklung ihrer Auslands-
beziehungen, unterschiedliche Profile entwickeln kénnen und sollen.

Wettbewerb bedeutet, daB die Hochschulen die Gelegenheit haben, bei der Erfiillung
ihrer Aufgaben in Forschung und Lehre miteinander zu konkurrieren, d.h. sich zu
bemiihen, ihre Aufgaben besser als andere Hochschulen zu erfiillen. Jede Hochschule
soll ihr eigenes Gesicht finden kénnen. "14

An anderer Stelle wurde betont, die Beseitigung der Leitidee Gesamthochschule sei eine
Voraussetzung fiir Differenzierung, denn dadurch wiirde die Eigenstindigkeit der
Fachhochschulen gestirkt.!5 Bei diesem Ziel ging es demnach um die Erhaltung der institutio-
nellen  Abgrenzung  dieses Hochschultyps  mit kostengiinstigen,  praxisbezogenen
Kurzstudiengéingen, die erneut mit von Universititsabschliissen unterscheidbaren Diplombe-
zeichnungen versehen wurden. 16 Hinter dem Begriff der Differenzierung verbarg sich also auch

13 Der Bundesminister fiir Bildung und Wissenschaft: Bericht der Expertenkommission zur Untersuchung der Auswir-
kungen des Hochschulrahmengesetzes (HRG), Bonn, Januar 1984, S. 13.

!4 Der Bundesminister fiir Bildung und Wissenschaft (Hrsg.): Die HRG-Novelle, 22 Fragen und Antworten, Bonn,
Januar 1985, 8. 7.

I5Ebd., 8. 9.

16 Ebd., §. 10,
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die Absicht, das durchldssige Studiensystem der Gesamthochschulen wieder durch getrennte,
nach Inhalt und Studiendauer verschiedene Studiengiinge, die jeweils den beiden Hochschul-
formen zugeordnet wurden, zu ersetzen.!”

Die Aufgabe der Gesamthochschule als hochschulpolitische Zielvorstellung durch
Legislative und Exekutive war eine Kapitulation vor dem Interesse der Vertreter und Angehori-
gen der Universititen und Fachhochschulen auf Eigenstindigkeit. Die wechselseitigen
Beriihrungsingste und Ressentiments fithrten zu dem Ergebnis, die seit Errichtung der
Fachhochschulen entstandene Hochschulstruktur zu erhalten. AuBer den bildungspolitischen
Reformvorstellungen wurden sogar die Okonomischen Vorteile aufgegeben, die von einer
Zusammenfiihrung, z.B. durch gemeinsame Nutzung von Einrichtungen, zu erwarten waren.

Zwar wurde das Zusammenwirken der Hochschulen!® weiterhin gefordert, wobei u.a.

ausdriicklich zu gewihrleisten sei:

- "l. ein Angebot von abgestuften, aufeinander bezogenen Studiengingen und
Studienabschliissen in dafiir geeigneten Bereichen; soweit es der Inhalt der Studienginge
zuldBt, sollen gemeinsame Studienabschnitte oder aufeinander folgende Studienginge
geschaffen werden; ...

- 2. ein Aufbau der Studienginge, der bei einem Ubergang in Studiengiinge gleicher oder
verwandter Fachrichtungen eine weitgehende Anrechnung erbrachter vergleichbarer
Studien- und Priifungsleistungen ermaglicht; ...

- 4. die Aufstellung und Durchfilhrung ... hochschuliibergreifender Forschungs- und
Lehrprogramme; ...

- 7. die bestmbgliche Nutzung der Hochschuleinrichtungen; ...

- 8. die Eroffnung von Forschungsmoglichkeiten fiir Professoren solcher Hochschulen, ...
in denen keine oder keine ausreichenden ... Forschungsméglichkeiten bestehen".!?

Diese Ziele sollten nicht mehr, wie es im urspriinglichen Text des HRG von 1976 hief,
durch Neuordnung des Hochschulwesens geschehen, wobei "die gegenwirtig von Hochschulen
mit unterschiedlicher Aufgabenstellung wahrgenommenen Aufgaben in Forschung, Lehre und
Studium zu verbinden" wiren, sondern durch Zusammenwirken der Hochschulen gewihrleistet
werden. Da aber in den inzwischen verstrichenen neun Jahren keine nennenswerten Schritte
von den Hochschulen unternommen worden waren, um den Aufgabenkatalog praktisch umzu-
setzen, ist zu fragen, ob wirklich noch die Hoffnung bestehen konnte, daBi die erforderliche
Kooperation nunmehr zustande kime, obwohl das Ziel Gesamthochschule aufgegeben worden
und keine andere organisatorische Verkniipfung vorgesehen war. Die Interessenlage der
Beteiligten - mit Ausnahme der Studierenden - gab jedenfalls keinerlei Anlal, Kooperationsab-
sichten zu vermuten.

Tatsichlich erfolgte auch in der Folgezeit kaum eine Anndherung. Lediglich die Aufnahme
der Fachhochschulen in die Westdeutsche Rektorenkonferenz, allerdings mit relativer Einfluli-

17 Vermutlich hatten die Gesamthochschulen die Hochschulpolitiker enttiuscht, weil das geplante Uberwiegen des
Kurzstudiums und Studienzeitverkiirzungen nicht eintraten.

18§2(7) u. § 4 (2) HRG.

19 HRG vom 14. Juni 1985 (BGBL. I, S. 1065), § 4 (2) 1., 2., 4., 7. u. 8. In keiner der verschiedenen Aufgaben-
stellungen ist bis heute ein nennenswerter Fortschritt erzielt worden.
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losigkeit, wurde vollzogen. Aber es blieb auf Landesebene bei getrennten Rektorenkonferenzen
und auch auf Bundesebene existierte die Fachhochschulrektorenkonferenz neben der WRK als
selbstandiges Artikulationsgremium weiter. Bei einem Minimum von Kontakten wurde die
unter dem Motto der Differenzierung verbrimte hierarchische Struktur von wissenschaftlichen
Hochschulen und Fachhochschulen besonders zu Lasten verbesserter Chancengleichheit und
Durchlissigkeit des Tertidren Systems beibehalten. Seitens der Kritiker gibt es bis heute keine
fundierte Begriindung fiir das Abriicken von dem urspriinglich auf breite Zustimmung stoBen-
den Ziel Gesamthochschule. Die aus unterschiedlichen Motiven gespeiste Abwendung geniigte,
um das Ziel aufzugeben. Mangels Selbstbewubtsein und durch die inzwischen vollzogene
Anpassung an die Universititstradition trugen die Gesamthochschulen zu dieser Entwicklung
bei.

Die hochschulpolitische Diskussion wandte sich aufgrund der im Laufe der 80er Jahre
veranderten Situation anderen Schwerpunkten zu.20 Anstelle der Studienreform wurden infolge
der in unerwartetem MaBe angestiegenen Studentenzahl Studienzeitverkiirzung und Eindim-
mung der Zulassungsbeschrinkungen aktuelle Themen. Selbst in den Statistiken verschwanden
die Gesamthochschulen als eigenstindiger Hochschultyp. So ist es bezeichnend, wenn die
WRK, die das Ziel Gesamthochschule friiher ebenfalls vehement vertreten hatte, nunmehr die
Hochschulentwicklung der Nachkriegszeit als Diversifikation der Hochschultypen beschreibt:
"Die Fachhochschulen kamen hinzu und weiteten ihr Ficherspektrum aus; die Idee der
Gesamthochschule hinterlief einige Griindungen und die Technischen Hochschulen rundeten
ihr Ficherspektrum im Sinne klassischer Universititen ab, wie auch umgekehrt viele Universi-
taten ihr Angebot in Richtung auf Technik erweiterten."2! In der Retrospektive verfliichtigte
sich das ehemals gemeinsame Ziel Gesamthochschule zu einer iiberholten Randerscheinung.

Durchgesetzt hatten sich die Interessen, die die tradierte Hierarchie des sozialen Status
durch eine abgestufte Chancenzuteilung iiber die verschiedenen Vorbildungen beibehalten
wollten. Dafiir muBten neue Erklirungsmuster, wie die angemessene Forderung angeblich
vorhandener unterschiedlicher Begabungsprofile, gefunden werden. Darin trafen sich die
Verfechter der Bewahrung von Hierarchien im Hochschulsystem mit den Anhingern politisch-
konservativer, berufsstindischer und technokratisch-6konomischer Uberzeugungen.

Weil Wettbewerb ein Schliisselwort in der hochschulpolitischen Diskussion geworden war,
setzte sich auch der Wissenschaftsrat damit auseinander, wie dieser, soweit wiinschenswert, in
Gang gebracht werden kénne. Wettbewerb kénne zur Leistungssteigerung von Instititutionen
und Personen auch im Hochschulsystem beitragen, vor allem bei der Qualitit von Forschung
und Lehre, der Anpassung an neue Aufgaben und beim effizienten Einsatz der Mittel. Neben
der Reputation, die durch Forschungsleistungen errungen wiirde, kimen als weitere Primien
Einkommen, Position und Ausstattung in Betracht. Voraussetzung fiir Wettbewerb seien indi-
viduelle Handlungsfreiheit und institutionelle Autonomie sowie Transparenz. Durch sie wiirden
Leistungen erst erkennbar und erst dann kénne sich Reputation einstellen. AuBerdem seien all-

20 Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Struktur des Studiums, Koln 1986. Wissenschaftsrat: Empfehlungen des
Wissenschaflsrates zu den Perspektiven der Hochschulen in den 90er Jahren, Kéln 1988,

2l Westdeutsche Rektorenkonferenz: Die Zukunfi der Hochschulen. l:lberlcgungcn fir eine zukunfisorientierte
Hochschulpolitik. Dokumente zur Hochschulreform 63/1988, Bonn-Bad Godesberg, im Juli 1988, S, 22.
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gemein akzeptierte BewertungsmaBstibe und Zuteilungsregeln fiir Leistungsprimien unver-
zichtbar.

Fehlentwicklungen durch einen zugespitzten Wettbewerb konnten eintreten, wenn:

- eine Konzentration von Qualitit mit geistiger Provinzialisierung auBlerhalb der Zentren
bezahlt werden mifte,

- durch fehlende Rahmenbedingungen die Qualititsstandards in der Lehre und im
Priifungswesen gefahrdet wiirden,

- der Wettbewerb um Forschungsressourcen zu weit getrieben wiirde, weil dann viel Zeit
und Energie unniitz verbraucht wiirden,

- die Mindeststandards fiir gute Forschung und Lehre fiir alle nicht mehr gewihrleistet
wilren.

Wettbewerb miisse dazu fiihren, daB jeder seine Stirken herausfinde und damit ein hohes Maf}
an Differenzierung entstiinde.22

Die Gesamthochschulen haben sich darum bemiiht, einige der in den Empfehlungen zur
Belebung des Wettbewerbs gemachten Vorschlige umzusetzen, teilweise schon vor threr Verof-
fentlichung. So haben sie seit ihrer Errichtung durch zahlreiche Verdffentlichungen zur
Transparenz2? beigetragen: durch Forschungsberichte, Rechenschaftsberichte, Hochschulzei-
tungen, Pressemitteilungen und sonstige Informationsschriften fiir Studienbewerber sowie
durch Publikationen iiber ihr Forschungs- und Entwicklungspotential. Die Steigerung der
Reputation der Forscher wird u.a. iiber den Nachweis eingeworbener Drittmittel erbracht. Uber
Schwerpunktbildung?* in der Forschung wurde bereits im Kap. 6.4 berichtet.
Graduiertenkollegs, Fach- und Studienschwerpunkte sowie Sonderforschungsbereiche kamen in
den 80er Jahren hinzu. Sie werden bei den folgenden Berichten iiber die Entwicklung der
einzelnen Gesamthochschulen in den 80er Jahren (vgl. Kap. 9) beschrieben. Dem Wettbewerb
um Studierende haben sich die Gesamthochschulen erfolgreich gestellt wie die Ein-
schreibungszahlen und der nahezu reibungslose Ubergang ihrer Absolventen in das
Beschiftigungssystem ebenso zeigen wie ihre Flexibilitit im Studienangebot.2® Allerdings
werden Zulassungspriifungen am Studienbeginn nach wie vor weitgehend abgelehnt, weil sie in
ihrem Prognosewert umstritten sind?® und eine Abschreckungswirkung auf Studienbewerber
ausiiben. Sie sind damit wegen ihrer ecinseitigen Selektivitit hinsichtlich des Zieles der
Chancenverbesserung kontraproduktiv.

Alle quantitativen Wettbewerbskriterien haben einen begrenzten Aussagewert, da
Forschung, Lehre und Studium primér qualitative Bereiche und deshalb nur bedingt meBibar
sind. AuBlerdem existieren global grundsitzlich zwei alternative Hochschulsysteme: das markt-
wirtschaftlich orientierte und das bei uns vorhandene staatlich gelenkte System, dem Elemente
von Wettbewerb nicht ganz fehlen. Aus bildungs6konomischer Sicht ist aber bei Mischformen

22 Wissenschaftsrat: Empfehlungen zum Wettbewerb im deutschen Hochschulsystem , Kéln 1985, S. 5 ff.

23 Ebd., S. 25 f.

24 Ebd., S. 31 ff.

25 Ebd., S. 33 ff.

26 HitpaB stellte bei seinen Untersuchungen an der Gesamthochschule Essen Widerspriiche zwischen den Ergebnissen
von Studiencingangstest (TAB) und den StudienabschluBnoten fest. Trotz schlechter Testergebnisse werden gute
AbschluBnoten erreicht.
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die Dominanz einer Lenkungsform unverzichtbar.2” Eine Konvergenz beider Systeme fiihrt
zwangsldufig zu Instabilitit. Der Wissenschaftsrat bezog sich bei seinen Empfehlungen auf das
marktwirtschaftliche amerikanische System.?8 Die von ihm fiir den Wettbewerb empfohlenen
Einschrinkungen lassen erkennen, daB er sich, ohne es expressis verbis anzumerken, der
Grenzen der Vertréiglichkeit bei der Ubernahme marktwirtschaftlicher Elemente in das deutsche
vom Staat getragene Hochschulsystem bewufit war. Die seitdem erfolgte zbgernde Aufnahme
der Empfehlungen zeigt, daf angesichts begrenzter Systemkonformitit, die Einfiihrung von
weiteren Wettbewerbselementen von den Hochschulen sehr vorsichtig angegangen wird, weil
bei der "Ubernahme ins staatliche System meist ganz andere, oft ungewollte Wirkungen"2?
eintreten konnen.

7.2 Rehierarchisierung
7.2.1 Einstufungskonflikte in der Professorengruppe

Neben Differenzierungsbestrebungen zwischen Fiichern und Hochschulen durch Ranking-
Listen und Rechtsstatus wurden Rehierachisierungstendenzen aus standespolitischen Ambitio-
nen bei der Regelung der Personalstruktur erkennbar. Das Wissenschaftliche Hochschul gesetz30
regelte die Uberleitung des wissenschaftlichen Personals in die neue Personalstruktur. Dabei
stieB die vom Gesetzgeber festgelegte einheitliche Amtsbezeichnung "Professor" bei Personen
die vorher unterschiedliche Bezeichnungen fiihrten,3! auf erhebliche Kritik. Die pauschale
Amtsbezeichnung, die nun auch fiir die {ibernommenen Fachhochschullehrer galt, fiihrte zu
einer Verfassungsbeschwerde, die allein im Lande NRW von 537 Beschwerdefiihrern getragen
wurde. Am 29, Juni 1983 beschlof das Bundesverfassungsgericht, daff die Fiihrung der Amts-
bezeichnung "Professor" ohne kennzeichnenden Zusatz, fiir ehemalige ordentliche Professoren
und wissenschaftliche Rite und Professoren mit den Grundsitzen des Berufsheamtentums (Art.
33 [5] GG) unvereinbar sei.32 Deshalb wurde dann durch den Gesetzgeber, unter Beachtung
des vorher ergangenen "Homogenititsbeschlusses”,3? fiir Hochschullehrer an wissenschaftli-
chen Hochschulen, auch wenn sie iberwiegend in integrierten Studiengéngen titig waren, die
Amtsbezeichnung "Universitiitsprofessor” eingefiihrt.34

Wesentlich gravierender fiir die Existenz der Gesamthochschulen als die Auseinan-
dersetzungen um eine angemessene Amtsbezeichnung war eine weitere Verfassun gsbeschwerde

2T Woll, Arur: Alternative Hochschulsysteme, in: Augst, Gerhard/Biinau, Giinther v./Sturm, Klaus (Hrsg.): "Zu
lebendiger Zeit ...", Siegen 1990, S, 274 ff.

28 Wissenschaftsrat, Empfehlungen, S. 22 u. 36.

22 Woll, ebd., S. 281.

%0 Geselz iiber die Wissenschafilichen Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (WissHG), GV.NW 223 vom
20. November 1979, hier §§ 119-126,

3 Dazu gehérten ordentliche Professoren, wissenschaftliche Rite und Professoren, auflerordentliche und auberplan-
mibige Professoren.

32 Beschlup des Bundesverfassungsgerichts vom 29. Juni 1983 (Akiz.: 2BvR720/79 u.a.).

33 BVerfGE 61/82, 8. 210 ff ("HomogenititsbeschluB "), BeschluB des Bundesverfassungsgerichts vom 20. Okiober
1982, 1BVR1467/80.

34 Drittes Gesetz zur Anderung des Besoldungsgesetzes vom 19. Dezember 1986 (BGBL. I, §. 2544, 9 ). Die Amis-
bezeichnung wurde primiir von der Funktion abgeleitet und gilt deshalb auch fiir die in integrierten Studiengéngen
tdtigen Professoren, unabhiingig ob sie a- oder b-Professoren sind.
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von Professoren, die die integrierten Studiengéinge und damit die Gesamthochschulen substanti-
ell gefdhrdete. Zwar sah sich der Gesetzgeber im WissHG veranlafit, durch die weiterbestehen-
den Fachhochschulstudienginge an Gesamthochschulen die beiden Bereiche, den wissenschaft-
lichen und den FH-Bereich, rechtlich Zu unterscheiden. Aber im
Gesamthochschulentwicklungsgesetz33 war acht Jahre vorher allen Professoren, Dozenten und
Fachhochschullehrern, unabhingig von ihrer Qualifikation und ihrem Tatigkeitshereich, der
Status als Hochschullehrer eingerdumt worden. Der danach vom Bundesverfassungsgericht
entwickelte materielle Hochschullehrerbegriff®6 fitlhrte nunmehr zu einer Verfassungs-
beschwerde gegen die im wesentlichen im WissHG beibehaltene Zuweisung der
Fachhochschullehrer zur Gruppe der Professoren. Unter Berufung auf Art. 5 Abs. 3 GG, die
Freiheit von Forschung und Lehre, wurde unausgesprochen das Ziel verfolgt, die Integrierte
Gesamthochschule als Reformtyp zu zerschlagen, denn wire das Bundesverfassungsgericht dem
Anliegen der Beschwerdefiihrer gefolgt, allen Fachhochschullehrern, d.h. der Mehrheit der
Hochschullehrer, die Zugehorigkeit zu dieser Gruppe abzusprechen, wire der Zielsetzung und
dem Integrationsauftrag der Gesamthochschulen eine fundamentale Voraussetzung entzogen
worden.

Allerdings folgte das Bundesverfassungsgericht den Intentionen der Beschwerdefiihrer in
ihrem Kernanliegen nicht.37 Es stellte zwar Ende 1982 fest, daB "ausschlieBlich in
Fachhochschulstudiengéngen an Gesamthochschulen titige Professoren wegen ihrer andersge-
arteten Qualifikation und Funktion sowie der daraus resultierenden verschiedenen Interessen-
lage nicht als Hochschullehrer in dem auf wissenschaftliche Hochschulen bezogenen
(materiellen) Sinne angesehen werden" konnen (2. Leitsatz). Die Mehrheit der
Fachhochschullehrer war jedoch im Kernstiick der Gesamthochschulen, den integrierten Studi-
engiinge, titig. Deren besondere Einstellungsanforderungen sind "im Blick auf die besondere
Funktion der in integrierten Studiengingen® titigen Professoren dahin auszulegen, daff die
Voraussetzungen des materiellen Hochschullehrerbegriffs erfiillt sein miissen” (3. Leitsatz).
Ihre Zuordnung zur Gruppe der Hochschullehrer ist daher, so das Bundesverfassungsgericht,
grundgesetzkonform. Das WissHG wurde nicht fiir nichtig erkldrt, sondern nur in einigen
Passagen  beanstandet. AuBer fiir die in  Fachhochschulstudiengingen titigen
Fachhochschullehrer traf der materielle Hochschullehrerbegriff nach dem Beschluff auch nicht -
etwas vereinfacht formuliert - fiir nichtpromovierte Fachhochschullehrer in integrierten Studi-
engingen zu. Diese miiBten bei Wahlen eine besondere Gruppe bilden, damit die
Schliisselfunktion der materiellen Hochschullehrer in Fragen wissenschaftlicher Lehre,
Forschung und Berufung nicht gefihrdet wiirde.

Da die Integrierten Gesamthochschulen des Landes NRW - auch nach Auffas-sung des
Bundesverfassungsgerichts - wissenschaftliche Hochschulen sind, muBte das WissHG in
einigen, diesem Richterspruch widersprechenden Passagen gedndert werden, um endgiiltig den
Status einer verfassungskonformen wissenschaftlichen Hochschule fiir die Gesamthochschulen

35 § 10 GHEG.

36 BVerFGE 35/73 [127] vom 29. Mai 1973.

37 BVerfGE 61/82, S. 210 ff ("Homogenititsbeschluf"). Die Verfassungsbeschwerde wurde von 137 a-Professoren an
den fiinf Gesamthochschulen getragen.

38 Die Unterstreichungen wurden aus den Leitsitzen iibernommen.
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zu sichern. Infolge der Notwendigkeit, das WissHG an das 1985 geéinderte HRG® anzupassen,
konnten bei der Novellierung des Jahres 1987 zwei Hochschullehreruntergruppen mit getrenn-
ten Wahlkreisen*® und unterschiedlicher Stimmengewichtung bei Entscheidungen in wissen-
schaftlichen Angelegenheiten, die die Forschung, die Lehre oder die Berufung von Professoren
unmittelbar beriihren,4! verfassungskonform geschaffen werden, 42

Fir die insgesamt groBte Hochschullehrergruppe an  Gesamthochschulen, die
Fachhochschullehrer (vgl. Tabelle 9), war aufgrund vorliegender Beschliisse des
Bundesverfassungsgerichts der seit 1972 ungeklirte Status durch ein besonders aufwendiges
Ubernahmeverfahren festzustellen. Dabei muBte entschieden werden, inwieweit sie den materi-
ellen Hochschullehrerbegriff des Bundesverfassungsgerichts erfiillten, welcher Gruppe sie
zuzuordnen wiren, welcher korporationsrechtlicher Status sich daraus ergibe und in welche
Besoldungsgruppe sie einzuordnen seien. Zu letzterem waren im Fachhochschulgesetz*3 die
Verfahrensgrundsitze vorgegeben worden, die auch fiir alle Fachhochschullehrer an
Gesamthochschulen galten. Insgesamt war die Besoldung durch das unmittelbar geltende
Bundesbesoldungsgesetz geregelt worden. 44

Hochschullehrerstellen
Gesamthochschule FHL insgesamt
Duisburg 93 (40,3%) 231
Essen 211 (60,6 %) 348
Paderborn 207 (65,5%) 316
Siegen 241 (67,9%) 355
Wuppertal 154 (52,0%) 296
insgesamt: 906 (58,6 %) 1546

Tabelle 9: Hochschullehrerstellen der fiinf Gesamthochschulen des Haushalts 197945

Durch verfassungs- und bundesrechtliche Vorgaben muBten zwei Gruppen gebildet werden:

1. die bl-Professoren,*® die die vollen Einstellungsvoraussetzungen fiir Professoren
erfiillten,

3 Hochschulrahmengesetz in der Fassung vom 14. Juni 1985 (BGBL. I, §. 1065).

40 Gesetz iber die Wissenschafilichen Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (WissHG) vom 20. November
1979, (GV.NW., S. 926), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 15. Mirz 1988 (GV.NW.,, S. 144,). Hier § 124 (6).
Vorher war das WissHG am 20. Oktober 1987 (GV.NW., S. 366) geiindert worden.

41 § 124 (1) WissHG.

42 Die eine Professorengruppe bilden die habilitierten a-Professoren und die promovierten, anwendungsqualifizierten
b-Professoren in integrierten Studiengéingen (Qualifikation gemilf § 49 WissHG), die anderen die in
Fachhochschulstudiengiéingen titigen Professoren - unabhingig von ihrer Qualifikation - und die nicht promovierten b-
Professoren (gem. § 122 [2] WissHG iibernommen) in integrierten Studiengiingen.

# Gesetz iiber die Fachhochschulen im Lande Nordrhein-Westfalen (Fachhochschulgesetz-FHG) vom 20. November
1979 (GV.NW., 964), hier § 82,

44 Zweites Geselz zur Vereinheitlichung und Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und Lindern (2. BesVNG)
vom 23.5.1975, BGBL. I,, §. 1173, Ar..X.

45 Gesamthochschulen in NRW, 6.A., S, 84 f.

46 Die Bezeichnung bl setzte sich wegen der von dieser Gruppe zu erfiillenden Bedingungen nach § 122 (1) in Ver-
bindung mit § 49 Abs.1 Ziff. 4b WissHG durch.
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2. die b2-Professoren mit der Mindestqualifikation eines abgeschlossenen Hoch-
schulstudiums und Lehrbewihrung, fiir die Stimmrechtsbeschrinkungen galten.47

Die Gesamthochschulen richteten etwa 6-8 Fachkommissionen mit jeweils 3-5 Mitgliedern
ein, die die status- und besoldungsrechtliche Ubernahme der Fachhochschullehrer vorbereite-
ten. Von der im Gesetz vorgegebenen Moglichkeit, auch Mitglieder anderer Hochschulen in die
Fachkommissionen zu berufen, wurde kaum Gebrauch gemacht. Dem Vorteil, dadurch die
Verfahren transparenter zu gestalten und zu objektivieren, stand als praktische Erwigung
entgegen, daB das zu leistende Pensum die Bereitschaft Auswirtiger iiberfordern wiirde.
AuBlerdem wollten die Betroffenen noch eher die zu erwartenden Konflikte untereinander
austragen, obwohl es problematisch war, Kollegen zu bewerten, mit denen eine jahrelange
Zusammenarbeit bestand und auch in Zukunft weiterzufithren war. Zwar sollte durch das
Verfahren die seit 1972 andauernde Ungewilheit iiber die zukiinftige dienst-, besoldungs- und
statusrechthiche Situation beendet werden, aber die Mitglieder der Fachkommissionen hatten
unpopulére, konflikttrichtige Entscheidungen zu féllen. Das galt besonders fiir die besoldungs-
rechtliche Einordnung in die Besoldungsgruppen C3 und C2, die voraussichtlich endgiiltig nach
einem sachlich nicht begriindbaren Schliissel von 50:50 erfolgen muBte.

Da es fiir die Zuordnung der von den einzelnen Fachhochschullehrern wahrgenommenen
Aufgabengebiete (Lehrgebiete) zu den beiden Besoldungsgruppen keine iiberzeugenden
Bewertungsmafistibe gab, muBte auf die beamtenrechtlichen Kategorien von Eignung,
Befihigung und fachlicher Leistung zuriickgegriffen werden, und es muBten Modalitiiten ent-
wickelt werden, die bisher erbrachten Leistungen zu bewerten, um dadurch zu einer begriindba-
ren Reihenfolge zu kommen. Durch den Rangplatz entschied sich dann die Einstufung je nach
zugeteillter Anzahl verfiigharer Stellen der Besoldungsgruppen C3 und C2. Dem
Auswahlverfahren ging das typisierte Verfahren voraus, unter das folgende nach C3 zu iiber-
nehmende drei Gruppen fielen:48

1. die aufgrund eines Berufungsverfahrens an einer Gesamthochschule auf eine H3-Stelle

eingestellten Fachhochschullehrer,

2. die friiheren Leiter von Ingenieurschulen und Hoheren Fachschulen, deren Stellvertreter

sowie mit sonstigen Leitungsfunktionen Beauftragte,

3. die nach § 122 (1) WissHG zu iibernehmenden Fachhochschullehrer (b1-Prof.) mit einer

mindestens dreijahrigen qualifizierten Lehrtitigkeit.

Erst nachdem das typisierte Verfahren abgeschlossen war, das sich wegen zahlreicher
Versuche, promotionsaddquate Leistungen nachzuweisen, um die im Punkt 3 des typisierten
Verfahrens genannten Bedingungen zu erfiillen, bis Mitte 1981 hinzog, konnte mit der zweiten
Stufe, dem Auswahlverfahren, begonnen werden. Um eine Rangfolge in den inzwischen gebil-
deten Fachergruppen festzulegen, wurden hochschuleinheitlich detaillierte Auswahlgrundsitze
mit Punktebewertung aufgrund eines vorgegebenen Rasters®® vereinbart; Beurteilungskriterien
waren dabei:

47 Die Ubernahme dieser Gruppe wurde im § 122 (2) WissHG und die Stimmrechtsbeschrinkung im § 124 (2)
WissHG geregelt.

4 § 82 (4) FHG.

49 Verordnung iiber die besoldungsrechtliche Einordnung von Fachhochschullehrern in die Besoldungsgruppe C2 und
C3 bei der Ubernahme in Professorenimter (Einordnungsverordnung) vom 20. Mirz 1980, GV . NW 1980, S. 452,
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1. die fachlichen und pidagogischen Leistungen in der Lehre,

2. Leistungen in Forschungs- und Entwicklungsvorhaben,

3. besondere Mitwirkung bei der Erfiillung von Hochschulaufgaben auferhalb von Lehre

und Forschung,

waobei entsprechend dem Funktionsprofil der Fachhochschullehrer eine Gewichtung der drei
Kriterien im Verhiltnis sechs zu drei zu zwei in der Verordnung vorgegeben war.5? Das
komplizierte Ubernahmeverfahren, in das zahlreiche verfassungs-, bundes- und landesrechtliche
Bestimmungen einflossen, beendete zwar die vorher unter Fachhochschullehrern vorhandene
Verunsicherung iiber ihren zukiinftigen Status, aber es konnten weder eine angemessene perso-
nelle und materielle Mindestausstattung noch die besoldungsrechtliche Gleichstellung einer
Qualifikation durch Leistungen in der Praxis mit derjenigen durch Forschungsleistungen
erreicht werden.

Erwartungsgemif fithrte die Unzufriedenheit mit den Ergebnissen zu einer Reihe von
Einspriichen und Verwaltungsgerichtsprozessen, die sich {iber Jahre hinzogen, wobei die
Erfolgsquote der Klager am Ende duBerst gering war, ein Beweis fiir die Sorgfalt mit der das
komplizierte und keineswegs ermessensfreie Ubernahmeverfahren durchgefiihrt wurde, das
etwa 10 Jahre nach Errichtung der Gesamthochschulen fiir den iiberwiegenden Teil der Profes-
soren endlich Rechtssicherheit brachte, Das Bemiihen um Korrektheit und Transparenz des Ver-
fahrens fiir die Betroffenen konnte jedoch nicht verhindern, daB mancher sich ungerecht behan-
delt fiihlte, wobei illusionire Selbsteinschitzung ebenso eine Rolle spielte wie unvermeidbare
subjektive und objektive Mingel des Verfahrens.

Bei der durch das Wissenschaftliche Hochschulgesetz filligen Uberarbeitung der
Promotionsordnungen stellte sich das standespolitisch belastete Problem der Beteiligung von
bl-Professoren an Promotionsverfahren erneut. Im "HomogenititsbeschluB"5! von 1982 besti-
tigte das Bundesverfassungsgericht dieser Gruppe, Hochschullehrer im materiellen Sinne hin-
sichtlich Qualifikation, Funktion, Betroffenheit und Verantwortung®? zu sein. Infolge ihrer
praxisorientierten Funktion®? und ihrer anwendungsbezogenen wissenschaftlichen Qualifikation
waren sie jedoch nicht ohne weiteres zur Mitwirkung an Promotionsverfahren berechtigt. Der
Minister fiir Wissenschaft und Forschung vertrat die Auffassung, daB fiir die Bewertung und
Betreuung der theorieorientierten Promotionsleistungen b-Professoren weitere Leistungen in
der Forschung nachweisen und habilitierte Professoren im Verfahren zumindest iiberwiegend
vertreten sein miissen.® Mitwirken diirften nur "Professoren mit besonderen
Forschungsleistungen”.55 Auf welche Weise iiber die Anerkennung dieser Forschungs-
leistungen entschieden wiirde, blieb den einzelnen Gesamthochschulen iiberlassen.

Aus standespolitischen Griinden wurde teilweise das Verfahren zur Anerkennungen dieser
besonderen Forschungsleistungen derart restriktiv gehandhabt, daB sich auch durchaus qualifi-
zierte b-Professoren dem Verfahren nicht unterzogen. So ergaben sich Fille, in denen b-Profes-

% Einordnungsverordnung, § 3 Abs. 2.

31 BVerfFGE 61/82, S. 210 ff.

52 BVerfGE 35/73, V2.

53 § 86 (2) WissHG.

34 ErlaBl des MWF vom 17. Juli 1981, I B2 8101/060, 5.2.
53 Ebd., §. 3.
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soren von anderen Universititen ohne weiteres wegen ihrer wissenschaftlichen Kompetenz als
Zweitgutachter in Promotionsverfahren herangezogen wurden, ihnen jedoch diese Méglichkeit
im eigenen Fachbereich nicht offenstand.’® Letztlich konnte das zur Behinderung von
Drittmittelforschung fithren, wenn in dieser titige Mitarbeiter bei ihrem Projektleiter (b-
Professor) promovieren wollten. Diesem stand aber das Recht nicht zu, als "Doktorvater" titig
zu sein. Beim Aufeinandertreffen von wissenschaftlicher Objektivitit und Standesinteresse ist
nicht sicher, was sich durchsetzt.

7.2.2 Kompetenzverluste im Mittelbau

Neben den gesamthochschulspezifischen Auseinandersetzungen um Kompetenzen und Titel
innerhalb der Gruppe der Professoren wirkte sich in den Gesamthochschulen auch die Rehierar-
chisierung zwischen Professoren und wissenschaftlichen Mitarbeitern bei diesen entmutigend
aus, was am Beispiel der Akademischen Rite und Hochschulassistenten erldutert werden soll.

Die seit lingerer Zeit weitgehend selbstindig lehrenden und wissenschaftlich qualifizierten
Akademischen Rite konnten infolge der geringen Zahl zugewiesener Professorenstellen teil-
weise nicht, wie es angemessen gewesen wire, als Professoren iibernommen werden. Dariiber
hinaus wurden ihre Arbeitsbedingungen durch das Priifungsrecht des Lehrausbildungsgesetzes
verschlechtert, weil sie nur noch als Priifende fiir eine Schulstufe ihres Faches und iiberhaupt
nicht mehr als Gutachter fiir die Hausarbeit zugelassen wurden.37 Die selbstindige Lehre der
Akademischen Rite schien nur solange willkommen zu sein, wie sich grofie Studentenzahlen im
Lehramtsstudium befanden. Sobald diese abnahmen, wurde unter dem Etikett der Qualifikation
und Kompetenz die vorher faktisch kollegialen Strukturen in eine hierarchische Ordnung ver-
wandelt. Die sachlich fillige Einzelpriifung der Qualitit der Lehre, die grundsitzlich auch bei
Professoren fiir alle Schulstufen nicht als zweifelsfrei gegeben vorausgesetzt werden kann, fand
nicht statt. Die unterstellte Niveausenkung durch Akademische Rite in den
Priifungsanforderungen blieb unbewiesen. Enttiuschung machte sich bei dieser Gruppe breit.

Neben dieser Funktionsbeschneidung stand fiir die Akademischen Rite’3 die Entscheidung
an, in ein neues Amt als wissenschaftlicher Mitarbeiter oder Lehrkraft fiir besondere Aufgaben
iibernommen zu werden.>® Selbst die GewiBheit, sonst nicht mehr beférdert zu werden, konnte
sie nicht zu einer Uberleitung bewegen, da sich dadurch ihre dienstrechtliche Stellung ver-
schlechterte.50 Thre faktische Selbstindigkeit wire durch Weisungsberechtigte zumindest
gefihrdet gewesen.

Anders als das bestehende Amt des Akademischen Rates wurde in der Gruppe der wissen-
schaftlichen Mitarbeiter durch das WissHG das Amt des Hochschulassistenten 1m Lande

5¢ Dieses Ergebnis hingt mit dem Anerkennungssyndrom zusammen.

57 Gesetz iiber die Ausbildung fur Lehramter an Offentlichen Schulen (Lehrerausbildungsgesetz - LABG) vom 28,
August 1979 (GV.NW., 8. 586) zuletzt gedindert durch Gesetz vom 26. Juni 1984 (GV.NW., 5. 370) § 16 (4), Satz
3. Ordnung der Ersten Staatspriifung fiir Lehrimter an Schulen (Lehramispriifungsordnung - LPO) in der Fassung
vom 20. Juni 1986 (GV.NW., §. 529), § 6 (5) Satz 1, 2. Halbsatz u. § 13 (5) Sawz 1.

38 Wegen der besseren Lesbarkeit werden die mitgemeinten Akademischen Oberréte nicht explizit genannt.

59 § 126 (1) WissHG.

& § 55 sowie § 60 (1) und (2) WissHG.
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NRWO! erst geschaffen. Wissenschaftliche Assistenten, die ihre besondere Befihigung zu
wissenschaftlicher Arbeit nachweisen konnten, erhielten die Chance, falls Nachwuchsbedarf
und eine Stelle vorhanden war, eine Qualifikationsstelle als Hochschulassistent zu erhalten.
Ziel war, die Qualifikation zum Professor durch Nachweis pidagogischer Eignung und
Habilitation zu erreichen, wobei in diesem Zusammenhang stehende wissenschaftliche Dienst-
leistungen zu erbringen waren. Dabei betreute ihn wissenschaftlich ein Professor. Diese relativ
eigenverantwortliche Stellung wurde bald erheblich kritisiert, mehr noch: vorhandene Stellen
wurden bundesweit grofBtenteils nicht besetzt. Anders an Gesamthochschulen, wo durchaus
positive Erfahrungen gesammelt und die Stellen durchweg begehrt waren, mit dem Ergebnis,
daB das Ziel, die Lehrbefihigung, in dem zu erwartenden MaBe erreicht wurde.

Die angebliche Nichtbewihrung des neuen Amtes Hochschulassistent - und insoweit handelt
es sich um eine Parallele zur Entwicklung bei den Akademischen Riten - ist im Zuge der
schrittweisen Rehierarchisierung der Personalstruktur an wissenschaftlichen Hochschulen zu
sehen. Das Pendant zu der zunehmend einfluBreicheren Stellung der Professoren war die
wachsende Unselbstiandigkeit der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiter. Die Experten-
kommission votierte bereits in ihrem im Januar 1984 vorgelegten Bericht,2 nach relativ kurzer
Zeit seit Umsetzung des HRG und obwohl es bezeichnenderweise z.B. in Bayern 1981 nur
neun Hochschulassistenten gab.53 Auf die Frage, ob das Amt des Hochschulassistenten den
Anforderungen entspriche, die an ein Qualifikationsamt fiir den Hochschullehrernachwuchs zu
stellen seien, antwortete sie:

"Die Frage ist zu verneinen. Das Amt des Hochschulassistenten ist in der Ausgestaltung,
die es in §§ 47, 48 HRG gefunden hat, kein funktionsfahiges Qualifikationsamt. Die
starre Ausrichtung dieses Amtes auf den Erwerb der wissenschaftlichen Qualifikation
macht es unflexibel und geht an der Tatsache vorbei, daB wissenschaftliche Dienst-
leistungen und wissenschaftliche Weiterbildung sich in der Praxis nicht trennen lassen.
Die gegenwirtig vorgesehene Aufgabenstellung zwingt zu frithzeitig zu einer Voraus-
wahl, fiir die im Zeitpunkt der Emennung des Hochschulassistenten die entscheidenden
Kenntnisse fehlen; denn erst die Qualifikationsphase kann zeigen, ob der Betreffende zur
Weiterqualifikation geeignet ist."64

Die gleichen Personen, die am liebsten durch punktuelle Priifungen iiber die Zulassung zum
Studium und damit iiber die Zukunftschancen junger Menschen glaubten entscheiden zu
kénnen, sahen sich auBerstande, eine Aussage iiber promovierte Mitarbeiter machen zu konnen,
die sie in der Regel schon jahrelang kannten, wobei nur iiber eine auf drei Jahre befristete
Verbeamtung zu entscheiden war. Im lbrigen spricht aus der Argumentation ein tiefes
MiBtrauen gegeniiber Menschen, die in der Regel Anfang 30 sind, denn man traut ihnen kein
verantwortliches Handeln im Interesse der eigenen Qualifikation zu. Die Bevormundung muf
anscheinend im Hochschulbereich - rechtlich abgesichert - bis nahe an die Vollendung des

61 §§ 57-59 WissHG.

%2 Der Bundesminister fiir Bildung und Wissenschaft: Bericht der Expertenkommission zur Untersuchung der Auswir-
kungen des Hochschulrahmengesetzes (HRG) Bonn, Januar 1984, S. 50 f., 56 ff., 120, 129 f.

6 Ebd., S. 58.

& Ebd., S§. 129 f.
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vierten Lebensjahrzehnts aufrechterhalten werden. Der Ermessensspielraum bei der Erteilung
der Lehrbefdhigung ist nicht unerheblich.

Ubrigens empfahl die Kommission, "den Hochschulassistenten durch das Amt eines wissen-
schaftlichen Assistenten neuer Art (auf Zeit, im allgemeinen 2 mal 3 Jahre) zu ersetzen, in dem
das Qualifikationselement und das Dienstleistungselement sich sinnvoll miteinander verbinden
lassen".55 Der Gesetzgeber folgte dieser Empfehlung, und in dem 1987 novellierten TextS6
findet sich dann der wissenschaftliche Assistent, "der wissenschaftliche Dienstleistungen in
Forschung und Lehre zu erbringen hat, die auch dem Erwerb einer weiteren wissenschaftlichen
Qualifikation férderlich sind”. Er hatte keineswegs selbstindig zu lehren, sondern "den
Studenten Fachwissen und praktische Fertigkeiten zu vermitteln und sie in der Anwendung
wissenschaftlicher Methoden zu unterweisen”.57 Konsequenterweise wurde der wissenschaftli-
che Assistent "einem Professor zugeordnet und nimmt seine Aufgaben unter dessen Verant-
wortung wahr".%8 Statt eigener Entscheidung in der Forschung und einer einvernehmlich
wissenschaftlichen Betreuung nunmehr Weisung durch den Vorgesetzten.

Auf diese Weise wurde der Bundestrend der Rehierarchisierung auch dort durchgesetzt, wo
- wie an den Gesamthochschulen - durchaus Erfahrungen vorlagen, die diesem Trend wider-
sprachen. Die detaillierten Regelungen der Personalstruktur an Hochschulen mit ihren zahlrei-
chen Abstufungen und Fixierungen lassen nur bedingt Spielraum fiir abweichende Umgangs-
und Kooperationsformen im gegenseitigen Einvernehmen zu. Insgesamt bauten durch Rehierar-
chisierung die Professoren ihre privilegierte Stellung wieder aus. Eine durchgreifende Reform
der Personalstruktur mit dem Ziel, anstelle von Abhéngigkeit mehr Eigenverantwortung zu
ermdglichen, gelangte nicht iiber bescheidene Anfangserfolge hinaus, die in der Folgezeit weit-
gehend wieder riickgéngig gemacht wurden.

7.3 Anpassung von Ordnungen
7.3.1 Grundordnungsdebatten

Die Vorlidufigen Grundordnungen der Gesamthochschulen hatten sich in der tiberlangen
Griindungsphase im wesentlichen bewihrt. Thre Beendigung setzt das Inkrafttreten des Wissen-
schaftlichen Hochschulgesetzes voraus, damit die Mitglieder der Griindungsorgane durch
gewihlte Personen ersetzt werden konnten. Die urspriinglich auf drei Jahre veranschlagte
Griindungsphase hatte sich inzwischen durch Verzigerungen bei der Verabschiedung von HRG
und WissHG auf acht Jahre ausgedehnt, ein Zustand, der dem Minister fiir Wissenschaft und
Forschung in dieser Periode erweiterte Eingriffsrechte in die Gesamthochschulen einriumte.
Das Interesse der Gesamthochschulen, als wissenschaftliche Hochschulen das sonst {ibliche
Mall an Autonomie zu erhalten, war offensichtlich. Die Regelungsdichte des Wissenschaftli-
chen Hochschulgesetzes hatte allerdings ein MaB erreicht, das die durch eine Grundordnung
von den Hochschulmitgliedern auszufiillenden Gestaltungsriume duferst gering hielt.

& Ebd., S. 130.

66 § 57 WissHG vom 20. Oktober 1987 (GV.NW., S. 366.)

7 WissHG vom 15. Mirz 1988 (GV.NW., S. 144), § 57 (1), Satz 3.
68 Ebd., § 57 (2).
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Trotzdem bestand ein Interesse daran, durch einen erstmals zu wihlenden Konvent eine
eigene Grundordnung zu erarbeiten und zu beschlieBen, die unter dem Genehmigungsvorbehalt
des Ministers stand. Der Konvent ist das einzige Hochschulorgan, in dem die Professoren nicht
die Mehrheit der Sitze innehaben. Thm diirfen bis zu 100 Mitglieder angehbren. An den
Gesamthochschulen entschied man sich mehrheitlich fiir 60 Mitglieder, d.h. 24 Professoren
und je 12 wissenschaftliche Mitarbeiter, Studenten und nichtwissenschaftliche Mitarbeiter.%9
Der Gesetzgeber hatte festgelegt, dal mindestens zwei Drittel der Mitglieder des Konvents der
Grundordnung zustimmen miissen.’® Dieses hohe Quorum erzwang, da immer ein gewisser
Prozentsatz der Mitglieder nicht anwesend war, zumindest die Zustimmung eines Teiles der
Mitglieder aller Gruppen.

Da in den Beratungen sich auch der angestaute Unmut der Gruppen und Mitglieder iiber
einzelne Bestimmungen des WissHG dulflerte, die den eigenen Interessen zuwiderliefen, waren
langwierige Beratungen zu erwarten bis das Quorum erreicht werden konnte.”! Auferdem
konnte es iiber relativ unwesentliche Kontroverspunkte zu anhaltenden Debatten kommen, die,
weil sie eventuell nur wenige Mitglieder betraf, die Geduld anderer derart strapazierte, dal}
deren regelmiBige Anwesenheit nachlieB. Die dadurch entstehenden Informationsdefizite
konnten wiederum AnlaB zu neuen Kontroversen sein. Im iibrigen gefihrdete das zunehmende
Desinteresse an der Grundordnung die notwendige Teilnehmerzahl bei Abstimmungen. Falls
sich ein Konvent iiber Detailregelungen vollig zerstritten hatte, gab es noch die Mdglichkeit,
nur das unbedingt Notwendige in einer kurzen Grundordnung zu regeln, da der ausfithrliche
Text des WissHG den Regelungsbedarf auf wenige Fragen eingrenzte. An allen Hochschulen
zogen sich die Beratungen wesentlich linger hin als die vom Gesetzgeber gesetzte Frist von
einem Jahr. Eine Ersatzvornahme nach Fristiiberschreitung versuchte der Minister fiir Wissen-
schaft und Forschung jedoch moéglichst zu vermeiden, so daBl erst nach zihen Verhandlungen
genehmigte Grundordnungen vorlagen und das Ende der Griindungsphase sich um einige Jahre
verzogerte. 72

7.3.2 Formalrechtliche Korrekturen bei integrierten Studiengiingen

Da die Gesamthochschulen wie alle iibrigen wissenschaftlichen Hochschulen ihre Hoch-
schulpriifungs- und Studienordnungen an die detaillierten gesetzlichen Vorschriften’? anpassen
mufiten und dabei noch die iberarbeiteten Allgemeinen Bestimmungen fiir
Diplompriifungsordnungen’® zu beachten hatten, ergab sich ein schwieriger AnpassungsprozeB.
Die zahlreichen in Systematik und Wortlaut vorgegebenen Bestimmungen belasteten zahlreiche

69 § 23 (2) WissHG.

70 § 23 (1) Satz 2 WissHG.

71 AnliBe fiir Unzufriedenheit waren die fiir viele enttiuschenden Regelungen bei der Ubernahme des wissenschaftli-
chen Personals, die festgelegten Paritiiten fiir die einzelnen Gruppen oder fiir die Studenten Regelsiudienzeiten und
prifungsrechtliche Verschirfungen.

72 Im allgemeinen konnten 1983 die Hochschulorgane Rekior, Rekiorat und Senat gewihlt werden. Die
Griindungsphase dauerte statt der vorgeschenen drei etwa elf Jahre. Ersatzvornahmen erfolgten u.a. fir die Universi-
taten-Gesamthochschulen Essen, Duisburg und Wuppertal.

73 §§ 80-92 WissHG.

7 Westdeutsche  Rektorenkonferenz -  Kultusministerkonferenz:  Allgemeine  Bestimmungen  fiir
Diplompriifungsordnungen in der Fassung vom 7./8. Juli 1980, Bonn-Bad Godesberg, August 1980.
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Gremien auf Fachbereichs- und Hochschulebene, besonders auch deshalb, weil die All gemeinen
Bestimmungen von den iiblichen Universititsstudiengingen ausgingen und die Besonderheiten
der integrierten Studienginge nicht beriicksichtigt hatten, obwohl sie aus Anerkennun gsgriinden
diesen aber anzupassen waren. Zwangsliufig wurde der Spielraum fiir eine Studienreform
damit erheblich eingeschrinkt.

Weil diese umfangreichen Arbeiten auch noch in eine Zeit fielen, in der die Mitglieder der
Gesamthochschulen der fast ununterbrochen anhaltenden Erstellung und Uberarbeitung von
Ordnungen iiberdriissig waren, 15ste dieser erneute Zwang zur Neuformulierung aller Priifungs-
und Studienordnungen erheblichen Unwillen aus. Unter diesen Umstinden war Zu erwarten,
dal} die vom Gesetzgeber gesetzte Frist bis Ende 198175 in der Regel nicht eingehalten werden
konnte. Dazu trug auBerdem erheblich bei, daB die Genehmigung der Priifungsordnungen
durch den Wissenschaftsminister geraume Zeit in Anspruch nahm und meistens nicht im ersten
Anlauf, sondern erst nach Einarbeitung zahlreicher Empfehlungen und Auflagen sowie nach
Gesprichen zwischen Hochschule und Ministerium ausgesprochen wurde. Im iibrigen trug die
Konzentration auf detaillierte Formalititen dazu bei, die Beteiligten vom wesentlichen, der
inhaltlichen Studienreform, abzulenken.

Im Hochschulrahmengesetz waren urspriinglich Regelstudienzeiten vorgesehen. Beim Uber-
schreiten von Priifungsfristen konnte die Hochschule den Studierenden auf Antrag eine Nach-
frist einriumen und nach deren Ablauf die Exmatrikulation aussprechen.’® Zwar hoffte man,
den Protest der Studierenden gegen diese Sanktionen dadurch zu verhindern, daB ihnen das
Priifungsrecht auch nach der Exmatrikulation erhalten blieb, zumal diese mit der Einfiihrung
der Regelstudienzeit?’ zusammenhdngende Sanktion erst gelten sollte, nachdem die Studien-
gange der Regelstudienzeit angepaBt worden wiren, was spiitestens zwei Jahre nach Inkrafttre-
ten des HRG abgeschlossen sein sollte. Aber dieses Zielen auf die vorlaufige Nichtbetroffenheit
der Immatrikulierten konnte eine Protestwelle nicht verhindern, die den Bundestag veranlalite,
die Zwangsexmatrikulation am 13. Februar 1980 aus dem HRG zu streichen. Das vorher
verabschiedete WissHG sah zwar ebenfalls Regelstudienzeiten vor, aber die Uber-
schreitungsfristen waren wesentlich groBziigiger ausgelegt als urspriinglich im HRG und auber-
dem die Sanktionen nicht zwingend geregelt.”8

Damit die integrierten Studienginge aufgrund inzwischen vorliegender Erfahrungen
weiterentwickelt wurden, hatte das Wissenschaftsministerium immer nur vorldufige, befristete
Genehmigungen fiir Priifungs- und Studienordnungen ausgesprochen. Ein derartiges Druck-
mittel verlor aber schnell seine Wirkung, da an den Hochschulen das Interesse an der Fortent-
wicklung der Studienreform abnahm. Eine dafiir als Vorbedingung erforderliche umfassende
Evaluierung der Studienginge fand nicht statt.” Abgesehen von Einzeluntersuchungen blieb

75 § 132 (1) WissHG.

76 § 17 Abs. 2-4 HRG v. 26.1.76.

77 § 16 Abs. 3 HRG.

78§ 19 Abs. 5 WissHG.

7 Das war auch infolge der sonstigen hohen Belastung des wissenschaftlichen Personals withrend der Aufbausituation
nicht zu erwarten. Nur an der Gesamthochschule Duisburg war eine mit einem Modellversuch befafie Arbeitsgruppe
und an der Gesamthochschule Essen das mit wenig Personal ausgestattete Hochschuldidaktische Zentrum vorhanden,
die ¢inzelne Studiengiinge evaluierten. Die HitpaB-Studie untersuchte keine inhaltlichen und didaktischen Fragestel-
lungen. Sie bilanzierte nur die Ergebnisse der integrierten Studiengéinge in Essen.
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die systematische Beschiftigung mit den realen Studienbedingungen, den Lehr- und
Lernmethoden und der Lernerfolgskontrolle integrierter Studienginge aus.

In der Regel wurden nur offensichtliche Schwachpunkte korrigiert und punktuelle Verinde-
rungen in den Stundentafeln vorgenommen. Daneben entwickelten die Lehrenden ihre
Lehrveranstaltungen inhaltlich und methodisch weiter. Auch die Abstimmung zwischen den
einzelnen Lehrveranstaltungen wurde verbessert und bei auBlergewdhnlichen Durchfallquoten,
die u.a. aufgrund iiberzogener Anforderungen oder hochschuldidaktischer Mingel zustande
kamen, wurde Abhilfe geschaffen. Besonders die Serviceangebote, d.h. die von Vertretern
anderer Ficher zu erbringenden Lehrangebote, gaben nicht selten Probleme auf, weil sie zu
sehr am Anspruch der eigenen Fachwissenschaft - z.B. Mathematik fiir Ingenieure oder Wirt-
schaftswissenschaftler - und nicht inhaltlich und methodisch auf die Anforderungen dieser
anderen Studiengiinge abgestimmt waren.

Aber bis auf diese Einzelkorrekturen blieben die integrierten Studienginge weitgehend
unverindert. Durchgingig nahm bundesweit die Regelungsdichte, die Perfektionierung forma-
ler Vorschriften bei Priifungs- und Studienordnungen zu. Begriindet wurde diese Entwicklung
mit groflerer Rechtssicherheit und besserer Orientierung fiir die Studenten. Vor allem glaubte
man, auf diese Weise eine Verkiirzung der Studienzeiten zu erreichen, da die
Studienzeitverlingerung u.a. auf die Desorientierung der Studierenden zuriickgefiihrt wurde.
Allerdings sind Zweifel berechtigt, ob tatsichlich umfangreiche Regelwerke fiir die Studieren-
den hilfreich sind oder eher verwirren als informieren.

Zu welcher Absurditit sich biirokratische Abgehobenheit im Laufe der Jahre verstieg,
angeblich um die Studienreform durch bessere Lesbarkeit von Studienordnungen zu beférdem,
sei exemplarisch durch ein Zitat belegt:

"Jede Studienordnung ist in Paragraphen einzuteilen. Die Paragraphen sind, wenn ndtig,
in Absitze und diese in Nummern oder Buchstaben zu gliedern. Aufziihlungen innerhalb
eines Absatzes sind mit arabischen Zahlen zu kennzeichnen, wenn es sich um kumulative
Aufzihlung handelt, dagegen mit Kleinbuchstaben, wenn die Aufzihlung alternativ
gemeint ist. Die Absitze sind mit eingeklammerten arabischen Zahlen zu versehen. Eine
grofere Satzung kann bei durchlaufender Paragraphenfolge in Teile, Kapitel, Abschnitte
und Titel gegliedert werden. Wegen niherer Einzelheiten verweise ich insbesondere auf
die §§ 82 und 83 GGO, die ich Thnen auszugsweise als Anlage beifiige. "80

7.3.3 Verunsicherung der Lehramtsstudierenden

Neben der relativ kleinen Zahl von Ordnungen fiir integrierte Studienginge und
Magisterstudiengénge war die grofie Zahl der nach Fichern und Stufenlehrimtern gegliederten
Lehramtsstudienordnungen ein besonderes Problem, zumal hier Ubergangsregelungen erfor-
derlich waren, um den verunsicherten Studierenden mit eindeutigen Informationen helfen zu

50 ErlaB des Ministers fiir Wissenschaft und Forschung vom 26.5.1983 I A3-8127.11. GGO heift Gemeinsame
Geschiftsordnung.
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kénnen. Das aus dem Jahre 1979 stammende Lehrerausbildungsgesetz®! war die Grundlage der
Lehramtspriifungsordnung,32 die am 1. September 1981 in Kraft trat. Dieser Teil umfaBte
jedoch nur die gemeinsamen und besonderen Vorschriften fiir einzelne Lehrimter, wobei an
grundsitzlich  schulstufenbezogenen Lehrimtern festgehalten wurde, wie sie die
Gesamthochschulen seit ihrer Errichtung eingefiihrt hatten. Da aber das dreigliedrige Schul-
system (Haupt-, Realschule und Gymnasium) fortbestand, wurden wegen der Diskrepanz
zwischen der einstufenbezogenen Ausbildung und dem zwei Schulstufen umfassenden
Gymnasium Konsequenzen fiir den Erwerb der Lehrbefihigung fiir zwei Lehrimter gezogen. %3
Die filligen Studienordnungen konnten jedoch nicht rechtzeitig erstellt werden, weil die dazu
als Grundlage dienenden besonderen Vorschriften des Kultusminsters fiir die Prifungsficher
fehlten, die die inhaltlichen Bereiche und Teilgebiete fiir ein ordnungsgemifes Studium regeln
sollten. Die fallige Schulreform erfolgte also micht und die Rahmenbedingungen fiir ein ord-
nungsgemiBes Studium verzdgerten sich um Jahre.

Die besonderen Vorschriften fiir die Ficher wurden den Hochschulen als Entwurf erst im
Juli 1983 zugestellt. Studienordnungen, die zu dieser Zeit beschlossen wurden, bearbeiteten die
Ministerien jedoch nicht. Erst zwischen dem SS 1985 und SS 1986 wurden die 44 besonderen
Vorschriften fiir die einzelnen Ficher giiltig und anschlieBend konnten die auf ihnen basieren-
den Studienordnungen erarbeitet werden. Bis Zur Genehmigung aller
Lehramtsstudienordnungen, die vom  Wissenschaftsminister mit Zustimmung des
Kultusminister ausgesprochen wurde,%* dauerte es mehr als ein Jahrzehnt seit Inkrafttreten des
Lehrerausbildungsgesetzes.

Inzwischen gab es eine geiinderte Fassung dieses Gesetzes von 1984 und zwei Anderungen
der Lehramtspriifungsordnung von 1985 und 1986, so daB deren Ubergangsvorschriften (§ 53)
und Inkrafttreten (§ 54) auBerordentlich kompliziert wurden. Allein die fiinf FuBinoten des
Inkrafttretens sind in der Stiftung von Verwirrung uniibertrefflich. Sie sind nur noch juristi-
schen Experten hinsichtlich der Frage, was ab wann gilt, nach eingehendem Studium zugéng-
lich. Fiir Studierende kénnen diese unmittelbar vom Staat zu verantwortende Verunsicherungen
nur noch Grund zur Emp6rung oder Resignation sein. Was Rechtssicherheit durch Information
bringen sollte, pervertiert zum absoluten Gegenteil. %5

7.4 Umsteuerung in NRW
7.4.1 Die zwei Konzentrationsphasen

Entgegen dem noch 1979 verdffentlichten personellen Ausbauprogramm wurden die
Gesamthochschulen mit restriktiven Mafinahmen durch Stellenentzug in den 80er Jahren

81 Geselz iiber die Ausbildung fiir Lehrimter an 6ffentlichen Schulen (Lehrerausbildungsgesetz, LABG) vom 28.
August 1979 (GV.NW., §. 586).

82 Ordnung der Ersten Staatspriifungen fiir Lehrimter an Schulen (Lehramtspriifungsordnung - LPO) vom 22. Juli
1981 (GV.NW., 5. 430).

83§ 10 LABG und §§ 2 u. 42 LPO.

84 § 91 (7) WissHG.

85 Es bleibe dahingestellt, ob durch diese die Studierenden des Lehramtes verunsichernde Situation ein Ab-
schreckungseffekt erzielt werden sollte, da gleichzeitig die Lehrerarbeitslosigkeit erheblich zunahm.
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konfrontiert. Da in dieser Zeit keine zusitzlichen Stellen fiir die Hochschulen durch den
Landtag genehmigt wurden, wollte der Wissenschaftsminister durch Umverteilungen Dispositi-
onsmasse gewinnen, um neue Akzente setzen zu kdnnen. Angesetzt wurde iiberall dort, wo ein
Stelleniiberhang nach den inzwischen perfektionierten Kapazititsberechnungsmodalitiiten
vermutet wurde und wo durch KonzentrationsmaBnahmen, wie durch die Einstellung von
Studiengidngen im Lehramtsbereich oder durch die Zusammenfiihrung kleiner Ficher, Stellen
frei wurden. Im Lehramtsbereich diente die Verminderung der Kapazitit zugleich zur Gegen-
steuerung gegen den Bewerberiiberhang bei Lehramtskandidaten, fiir deren Beschiftigung der
Staat als Monopolinhaber unmittelbar verantwortlich war, zumal der UberschuB das Ergebnis

verinderbarer, politisch gesetzter Rahmenbedingungen (Pflichtstundenzahl, Klassenfrequenz
u.a.) war,

Fiir die Gesamthochschulen in ihrer Aufbausituation, in der keinerlei Reserven gebildet
werden konnten, war die Umsteuerung vom Stellenausbau zum -abbau besonders einschnei-
dend. Die Hoffnung, durch eine gewisse Stellenreserve in eigener Zustdndigkeit Akzente setzen
zu konnen und dadurch Profil zu gewinnen, wurde erheblich beschnitten. Der unmittelbare
Abzug von Stellen und die Kennzeichnung weiterer Stellen als "kiinftig wegfallend", d.h. sie
sollten nach Freiwerden verlorengehen, waren tiefe Eingriffe, die auBerdem durch temporire
Einstellungssperren als SparmaBnahmen verschirft wurden.

Das nicht umgesetzte mittelfristige Ausbauprogramm von 1979, das der Minister fiir
Wissenschaft und Forschung fiir erforderlich hielt, um "noch vorhandene Engpisse im perso-
nellen Bereich abzubauen”, sah folgende Stellen fiir die fiinf Gesamthochschulen vor: 86

Gesamthochschule Personalstellen

WISS. nichtwiss. insgesamt
Duisburg 154 182,5 336,5
Essen (ohne Klinikum) 84 91,5 175,5
Paderborn 138 165 303
Siegen 93 157 250
Wuppertal 122 157,5 279,5
insgesamt 591 753,35 13445

Aufgrund der Finanzkrise des Landes erfolgten zu Beginn der 80er Jahre Kiirzungen der
Muitte] fiir Lehre und Forschung, Bibliotheken und Investitionen. Nachdem hier nach weni gen
Jahren angesichts steigender Studentenzahlen die Minimalgrenze erreicht war, deren Unter-
schreiten die Wahmehmung der Aufgaben gefihrdete oder zumindest zu Dauerschiiden fiihren
wiirde, muBten andere Méglichkeiten der Einsparung gesucht werden. Da die Personalkosten
im Hochschulbereich alle anderen bei weitem iibertreffen und infolge von Tariferhéhungen
stets eine steigende Tendenz haben, lag es in dieser Situation nahe, Stellen abzubauen.

86 Gesamthochschulen in Nordrhein-Westfalen, 6.A., S. 86 f,
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Mitte 1982 erschien die Vorlage "Konzentration und Neuordnung von Studien-
angeboten/Studiengingen an den Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen".37 Dieses
Konzentrationspapier, das als Modifikation der Offnungspolitik bezeichnet wurde, sah an den
wissenschaftlichen Hochschulen den Abbau von Ausbildungskapazitit vor, vor allem durch
Einstellung von Lehramtsstudiengingen und durch prozentuale Reduzierung der Ausbil-
dungskapazitat (Stellenverminderung) in mehreren Fachern. Zuerst sollten dadurch ‘Stellen fiir
die Hochschulkliniken gewonnen werden (ca. 600). Von prozentualen Kiirzungen der Stellen in
Féchern mit schlechten Berufsaussichten (Sozialarbeit, Sozialpidagogik und Pdadagogik: -30%)
sollten auch andere wie Mathematik (-30%), Physik (-30%), Sozialwissenschaften (-15 %) und
Wirtschaftswissenschaften (-10%) betroffen sein. Dieses galt fiir die Gesamthochschulen
ebenso wie fiir die librigen wissenschaftlichen Hochschulen.

Folgende Studienginge wurden an den Gesamthochschulen aufgehoben:

- Duisburg: Studienginge fiir das Lehramt fiir die Primarstufe und die beiden Studien-
ginge Katholische Religionslehre und Chemietechnik fiir Lehramt, Sekundarstufe II;

- Essen: Fachhochschulstudiengang Elektrotechnik, Studiengang Musik fiir das Lehramt
fiir die Sekundarstufe II;

- Paderbom: Studiengang Kunst fiir das Lehramt fiir die Sekundarstufe IT;

- Siegen: Studiengang Musik fiir das Lehramt fiir die Sekundarstufe II;

- Wauppertal: Studiengéinge Geographie und Hauswirtschaftswissenschaft fiir das Lehramt
fiir die Sekundarstufe I sowie Studienginge Geographie, Katholische Theologie und
Musik fiir die Sekundarstufe I1.88

Das ganze Jahrzehnt iiberschatteten weitere wechselnde Einsparmalfinahmen, wie Stellen-
sperren und -absenkungen, Beforderungssperren, prozentuale Einsparungen bei Sachtiteln und
Einbehaltung von Haushaltsresten. Derartige, meist abrupt verordnete Eingriffe durchkreuzten
mittelfristige Planungen der Hochschulen und behinderten dadurch Lehre und Forschung.
Gleichzeitig wurden Haushaltsmittel zugunsten von Zentraltiteln umgeschichtet, {iber die der
Wissenschaftsminister allein verfiigte und seine EinfluBmé&glichkeiten ausdehnte.

Die materiellen Verdnderungen sollen exemplarisch an Sachmitteln verdeutlicht werden, die
fiir Lehre und Forschung jeweils in den Jahren 1980 und 1990 an den fiinf Gesamthochschulen
verfiigbar waren. Umfalite die Titelgruppe 94 (ohne wissenschaftliche und studentische Hilfs-
kriifte) 1980: 30,7725 Mio. DM, so waren es 1990: 32,1624 Mio. DM,% d.h. die Mittel
stiegen in zehn Jahren minimal um 4,5%. Werden diese Betrige je zur Hilfte auf Lehre und
Forschung aufgeteilt, so standen 1980 pro Studierenden fiir Lehre 359 DM und 1990 nur noch
212 DM bereit, also 59% gegeniiber 1980. Wird die inzwischen eingetretene Teuerungsrate??
berticksichtigt, so belduft sich der Vergleichsbetrag fiir 1990 nur noch auf 165 DM pro Studie-
renden, d.h. unter Berlicksichtigung des Verlustes an Kaufkraft standen nur noch 46% der
1980 vorhandenen Sachmittel zur Verfiigung.

87 RunderlaB vom 13. Juli 1982-IC1-6033 und vom 22. Juli 1982-1C1-6033.

8 Verordnung zur Sicherung der Aufgaben im Hochschulbereich vom 25. Oktober 1982 (GV.NW., §. 682) und
Zweite Verordnung zur Sicherung der Aufgaben im Hochschulbereich vom 1. Dezember 1983 (GV.NW_, §. 615).

89 Alle Zahlen ohne Medizin Essen.

% Die Statischen Jahrbiicher weisen aus, daB der Lebenshaltungsindex 1990 im Vergleich mit 1980: 128% betrug.
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Wird die andere Hilfte der Haushaltsmittel (1980: 15,386 Mio. DM und 1990: 16,081
Mio. DM) fiir Forschung verausgabt und in Relation zu den jeweils als Sachmittel verfligbaren
Drittmitteln”! gesetzt, so ergibt sich fiir 1980 ein Verhiltnis von etwa 1 : 0,5 zwischen Landes-
und Drittmitteln, dagegen fiir 1990 ein Verhiltnis von 1 : 2,5.92 In einem Jahrzehnt hatten sich
demnach die Drittmittel gegeniiber den Haushaltsmitteln verfiinffacht. Wihrend 1980 die
Forschungsmittel iiberwiegend frei verfiigbar waren (67 %), waren es 10 Jahre spiter nur noch
knapp 30%, iiber die die Hochschulgremien entscheiden konnten. Die iibrigen unterlagen der
AuBensteuerung und -kontrolle.

Auf die KonzentrationsmaBnahmen von 1982/83 folgte ein weiteres als Strukturkonzept fiir
die 90er Jahre bezeichnetes Konzentrationsvorhaben, daf ab Mitte 1986 diskutiert wurde. Im
Juli 1987 wurde daraus eine Kabinettsvorlage "Perspektiven der Hochschulentwicklung" und
ein Jahr spiter ein Plan mit dem spektakuliren Titel "Hochschule 2001". Dabei wurden die
durch die weiter schwelende Finanzkrise diktierten KonzentrationsmaBnahmen in "Optimierung
der Aufgabenerfiillung und Emeuerung der Hochschulen"%? umetikettiert.

Eines der Ergebnisse dieser zweiten Konzentrationsphase im Hochschulbereich war fiir die
Gesamthochschulen eine weitere Verminderung der Studienginge vor allem im
Lehramtsbereich:

- Duisburg: Studienginge Biologie, Hauswirtschaftswissenschaft, Kunst, Musik und Sport

fiir das Lehramt fiir die Sekundarstufe I;

- Essen: Diplomstudiengang Architektur sowie die Studienginge Musik fiir die Lehrimter

fiir die Sekundarstufe I und Primarstufe;
- Paderborn: Studienginge Sozialwissenschaften fiir die Lehriimter fiir die Sekundarstufe I
und II;

- Siegen: Magisternebenfachstudiengang Geographie und die Studienginge Biologie,
Geographie und Sport fiir das Lehramt fiir die Sekundarstufe 1 sowie Sport fiir das Lehr-
amt fiir die Primarstufe.

Zwar gab es sogar die Erwiigung, das Lehramtsstudium auf einige Hochschulen zu konzen-
trieren, wodurch sich fiir die von dem beabsichtigten Abzug betroffenen Standorte eine Gefihr-
dung der gesamten Geistes- und Sozialwissenschaften ergeben hiitte und damit eine villige
Verinderung der Struktur dieser Universititen. AuBerdem hiitte eine derartige Konzentration
gegen die hochschulpolitischen Ziele Chancenverbesserung und Regionalisierung verstofien.
Aber aufgrund der Proteste wurde dieses radikale Konzept dann doch fallengelassen. Statt
dessen wurden noch weitere Stellen als Folge der "aufgabenkritischen Uberpriifung des Perso-
nalbestandes” abgesetzt.%4

Dem RunderlaB, der detaillierte Vorschriften etwa dazu enthielt, wie die Hochschulen ihren
zukiinftigen Pesonalbedarf zu berechnen hitten, lieB keinen Zweifel dariiber aufkommen, daf

21 Als Schiitzwert werden 33% der Drittmittel als Sachmittel bei der Vergleichsrechnung angesetzt. Die {ibrigen sind
Personalmittel.

92 Die Berechnungsgrundlagen stammen aus den vom Minister fiir Wissenschaft und Forschung des Landes NRW
herausgegebenen Verdffentlichungen iiber Drittmittel.

3 Der Minister fiir Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen: Hochschule 2001, Fakten, Fragen,
Thesen, Diisseldorf, August 1988, 5. 180,

%4 Runderlab vom 21. Méarz 1988, ohne Geschifiszeichen.
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"die Potentiale im Stellenbestand identifiziert werden (miissen), die mit ihrer bisherigen Aufga-
benstellung nicht mehr ausgelastet sind".%% Das Ergebnis stand schon vorher fest, denn in einer
Kabinettsvorlage des MWF zu den Perspektiven der Hochschulentwicklung (Grundsatzpapier)
vom 2. Juli 1987 war zu lesen, daff durch alle anderen geplanten MaBnahmen und die aufga-
benkritische Uberpriifung "in den Jahren bis 1991 einschlieBlich insgesamt etwa 600 Stellen fiir
Umschichtungen in einer zentralen Stellenreserve angesammelt werden".%® Dagegen hieB es im
RunderlaB an die Hochschulen: Aufgabe der Hochschulplanung sei es, "den Hochschulen
Handlungsspielriume fiir Umorientierung und die Optimierung der Aufgabenerfiillung in den
90er Jahren zu verschaffen”,7 so daB also der Eindruck erweckt wurde, die Hochschulen
kénnten selbst tiber geplante Veridnderungen entscheiden.

Werden die Ergebnisse der zentralen Umsteuerung zwischen 1980 und 1990 bilanziert, so
ist festzustellen, daB es sich nahezu um ein "Null-Summen-Spiel" gehandelt hat. An den
Gesamthochschulen nahm das Personal nur insgesamt um 1,5% zu, obwohl das Gerticht sich
hielt, die zentralen Umverteilungsaktionen wiirden zugunsten der Gesamthochschulen insze-
niert. Unter Beriicksichtigung des mit 77% weit tiberdurchschnittlichen Wachstums der
Studierendenzahlen an Gesamthochschulen gegeniiber den iibrigen Universititen mit ca. 30%
wird offensichtlich, daB deren Bevorzugung nicht erfolgte, denn das Betreuungsverhiltnis ver-
schlechterte sich an Gesamthochschulen in den 80er Jahren von 13,2 auf 23,1% (vgl. Bild 11
und Tabelle 10).

Bild 11: Betreuungsverhaltnis
Studierende pro Lehrperson an
den fanf GHn 1980 und 1990

O Befreuungsverh8itnis: 23,1:1
75 937

42 B4
ungsverhditnls: 13,2:1

3244

1980 1980

B siudierende LY Lehrpersonal

95 Ebd., §. 2.
9% Hochschule 2001, S. 187.
97 Runderlal, S. 1 f.
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Im iibrigen hatte nur Paderborn wegen des Ausbaus natur- und ingenieurwissenschaftlicher
Fiicher und Duisburg wegen des verspiteten Bezugs der Neubauten nach 1980 einen gewissen
Personalzuwachs, wihrend an den iibrigen Gesamthochschulen Stagnationen oder Riickginge
zu verzeichnen waren. Einem Abbau bei den Professorenstellen (-4,8%) stand ein Wachstum
von +7,5% bei den wissenschaftlichen Mitarbeitern gegeniiber, wodurch die Verhiltniszahl
zwischen ihnen (wiss. Mitarb.: Prof.) von 0,97 auf 1,09 wuchs, d.h. die "Kopflastigkeit"
konnte etwas vermindert werden, aber der Abstand zu den ibrigen Universititen mit 2,11 wis-
senschaftlichen Mitarbeitern pro Professor ist immer noch auffallend. Im iibrigen diirften
Mehrkosten fiir die geringfligige Personalvermehrung, weil sie mit einer Umwidmung in
kostengiinstigere Stellen verbunden war, kaum entstanden sein.

Neben der erwihnten Kopflastigkeit innerhalb des wissenschaftlichen Personals ist auch die
zweite zwischen wissenschaftlichem zu nichtwissenschaftlichem Personal immer noch vorhan-
den. Wihrend an den iibrigen Universititen 1,15 Nichtwissenschaftler pro Wissenschaftler
vorhanden sind, sind es an den Gesamthochschulen nur 0,92. Die daraus hauptsichlich entste-
henden Engpisse beim technischen Personal in den Laboratorien und Werkstitten behindern die
experimentelle Forschung.

Neben den personellen und materiellen Engpéssen machen sich zunehmend, besonders in
den Ingenieurwissenschaften, behindernde Raumprobleme (vgl. Bild 12) bemerkbar. An den
Gesamthochschulen sehen sich inzwischen in dieser Fiichergruppe die Hochschulangehorigen
mit einer zwei- bis dreifachen raumlichen Uberlast konfrontiert. Die Kapazititen wurden also
in den 80er Jahren derart ausgelastet, daB auf Dauer zumindest die Leistungs-, wenn nicht
sogar die Funktionsfihigkeit gefiahrdet ist. Hier liegen Ursachen fiir Studienzeitverlingerungen
und die Behinderung von Forschung, sofern nicht durch steigende Drittmittel Liicken gefiillt
werden, aber auch da werden Grenzen sichtbar, wie z.B. die Unterbringung des Drittmittelper-
sonals oder die angemessene Grundausstattung. AuBerdem kénnen bei Drittmittelprojekten zu
iibernehmende Belastungen mit anderen Dienstpflichten kollidieren.
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Bild 12: Verhdltnis des Raum-—
bestandes in qm zu Studie—
renden an den fanf GHn 1990
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10000 - —’
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rende(r): 4,053 4,918 4275 4413 4,161
E=) Raumbestand [ Studiersnde

7.4.2 Strategie effizienzsteigernder zentraler Lenkung
7.4.2.1  Taktik fiktiven Nachgebens

In beiden Phasen der KonzentrationsmaBnahmen diente die Finanzkrise des Landes dazu,
die "Strategie effizienzsteigernder zentraler Lenkung" einzusetzen. Durch die Aufhebung von
Studiengdngen und durch Stellenabsetzungen sollte ein Rationalisierungseffekt erreicht werden,
der dem Wissenschaftsminister die Moglichkeit gab, seine hochschulpolitischen Vorstellungen
durchzusetzen. Alle strukturellen Verinderungen liefen iiber ihn. Den Hochschulen wurde
nicht die Madglichkeit eingerdumt, eigenverantwortlich neue Akzente zu setzen. Auf diese
Weise wire es z.B. auch nicht méglich gewesen, die ca. 600 Personalstellen fiir die Hoch-
schulkliniken!%7 aus den Hochschulen herauszuholen oder neue Institutionen auferhalb der
Hochschulen personell auszustatten. 108

Zwar sollte auch der wissenschaftliche Nachwuchs gefordert, die Spitzenforschung und
moderne Ausbildungsangebote geschaffen werden, aber das hitte auch durch die Hochschulen
in eigener Verantwortung geschehen konnen. Der zentralen Lenkung hitte es dazu nur subsi-
didr bedurft. Bei der "Strategie effizienzsteigernder zentraler Lenkung” ging es um eine Macht-

107 ErlaBl vom 13. Juli 1982, 1 C1-6033, §. 2.
108 Wie die unter dem Dach des "Wissenschafiszentrums Nordrhein-Westfalen” entstandenen Institute.
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verschiebung zu Lasten der Hochschulautonomie, wobei die Finanzkrise des Landes den
giinstigen Anlafl bot, die Machtverschiebung durchzusetzen. Im Widerspruch zur Humboldt-
schen Konzeption, den wissenschaftlichen Hochschulen eine méglichst groBe Unabhingigkeit
vom Staat zu gewihren, wurde mit der Durchsetzung der Konzentrationsmafinahmen eine Aus-
dehnung staatlicher EinfluBnahmen angestrebt und bewirkt, vor allem aber wegen der Uberzeu-
gung, durch ministerielle Eingriffe wiirde die Effizienz des Hochschulsystems mehr gesteigert
als durch eigenverantwortliches Handeln der Hochschulen.

Zur Durchsetzung der "Strategie effizienzsteigernder zentraler Lenkung" wurden einige
Taktiken eingesetzt. Die "Taktik fiktiven Nachgebens" bestand darin, die Hochschulen
zundchst mit liberzogenen Sparmafinahmen zu konfrontieren. Die dann zu erwartenden vehe-
menten Proteste fithrten zum dosierten ministeriellen Nachgeben auf die von vornherein
geplanten Positionen. Den Hochschulen sollten auf diese Weise Erfolgserlebnisse vermittelt
werden. Das taktische Ziel, die fiir erforderlich gehaltenen Einsparungen gegeniiber den nach
anfinglicher Emporung resignierenden Hochschulen durchzusetzen, wurde durch fiktive
ministerielle Nachgiebigkeit erreicht. In den Hochschulen sollte die Uberzeugung wachsen,
Kooperation mit dem Wissenschaftsminister sei erfolgversprechender als Verweigerung. Der
Offentlichkeit wurde der Eindruck vermittelt, letztlich geschehe alles im Einvernehmen der
Beteiligten.

Eine Reihe von erginzenden oder alternativen Praktiken, die sich ebenfalls schon friher als
niitzlich erwiesen hatten, wurden im Rahmen der "Strategie effizienzsteigernder zentraler Len-
kung" ebenfalls eingesetzt die

- Taktik prognostischer Unterschitzung,

- Praxis verbaler Verunsicherung,

- geschdnten Parolen.

7.4.2.2 Taktik prognostischer Unterschdtzung

Im Hochschulbereich wurden seit den 60er Jahren u.a. vom Wissenschaftsrat und der KMK
Prognosen iiber die zu erwartenden Studentenzahlen vorgelegt. Wenn zuerst der Mangel an Er-
fahrung als Begriindung fiir die regelmifiige Unterschitzung zukiinftiger Studentenzahlen
dienen konnte, so ist es doch nicht mehr iliberzeugend, dal diese Fehleinschitzungen iiber Jahr-
zehnte immer wieder auftraten. Selbst wenn in einer vorsichtigen Prognose eine Streuschétzung
zwischen einem oberen und einem unteren Wert abgegeben wurde, hielten sich die politisch
Verantwortlichen an die Minimalprognose, an die "Taktik der Unterschitzung"”.

Sie fiihrte dazu, daB sich die Ministerprisidenten Ende der siebziger Jahre auf den Ausbau
von 850.000 Studienplitzen (Studienplatzzielzahl) festlegten und deren "voriibergehende Uber-
schreitung” dann als "Studentenberg" apostrophierten, der durch temporire Uberlast bewiltigt
werden miisse. Die KonzentrationsmafBnahmen der 80er Jahre waren dann eine antizipatorische
Perspektivplanung mit Riicksicht auf die mit Beginn der 90er Jahre angeblich rapide riickldufi-
gen Studentenzahlen, eine erneute prognostische Unterschitzung, obwohl inzwischen zahlreiche
Fehlprognosen, und zwar ausschlieBlich Unterschdatzungen, vorlagen. Auch angesichts von
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etwa 1,5 Millionen Studenten im Jahre 1990 in den alten Bundeslindern wird an der {iberholten
Studienplatzzielzahl aus den 70er Jahren stupide festgehalten.

Nach derart oft widerlegten Fehleinschitzungen sollte die "Taktik prognostischer
Unterschitzung" eigentlich ausgedient haben. Statt dessen war ein prognostizierter Riickgang
von 30% der Studierendenzahl die Grundlage fiir die mit KonzentrationsmaBnahmen beginnen-
den hochschulplanerischen Schritte des Jahres 1987.19° Tatsichlich ist im Lande NRW seit
diesem Planungszeitpunkt (WS 1987/88) bis zum WS 1990/91 die Studentenzahl um 11%
gewachsen, und sie wird in den niichsten Jahren keinesfalls ricklaufig sein. Auf rund 220.000
gebauten Studienplitzen dringen sich inzwischen rund 500.000 Studierende.

7.4.2.3 Praxis verbaler Verunsicherung

Fiir die ganze Nachkriegszeit liBt sich die "Praxis verbaler Verunsicherung", die bis zu Zy-
nismen reichen konnte, nachweisen. Im Juli 1950 findet sich immer noch das Wort von der
"Ausmerze ungeeigneter Studenten”, und die WRK benannte die gleiche Forderung als "die
Ausschaltung ungeeigneter Studierender zum frithesten Termin".!! Zwar zieht sich die
Auseinandersetzung zwischen Forderung und Auslese kontinuierlich durch die hochschulpoliti-
sche Diskussion, aber derart plump konnte spiiter die Forderung der Auslese nicht mehr 6ffent-
lich vertreten werden.

In dem ersten Hochschulgesamtplan Baden-Wiirttembergs wird dann mit dem "rascheren
Umschlag der Studenten”, der "Lenkung durch Beratung” und den "unumginglichen rigorosen
MaBnahmen" argumentiert,!!! da sonst "die ansteigende Schiilerwelle ... die wissenschaftlichen
Hochschulen ... in der Mitte der 70er Jahre zu iiberfluten, ja zu zerstoren droht".!12 Wenn ein
Befiirworter der Gesamthochschule wie Peter Glotz an den Gesamthochschulen "Kopflastigkeit"
befiirchtet und deshalb ein "leistungsgerechtes Zerteilungsverfahren"!!3 fordert, gehort das
ebenfalls in die Kategorie der "zynischen Vokabeln" wie die Behauptungen, die Integrierte
Gesamthochschule sei nur

- "eine organisatorische List,

- ein Wunscherfiillungsinstrument,

- ein flichtiges Luftschlof am bundesdeutschen Planungshorizont", !14

Nachdem die "Studentenflut" in der "Massenuniversitit" der 70er Jahre bewiltigt werden
muBte, war es das "Schlagwort" des folgenden Jahrzehnts, den "Studentenberg zu untertun-
neln". Es handelt sich hier um eine Metapher, bei der die Leiber Junger Menschen aufgestapelt
gedacht werden, ein Hindernis, das im Wege steht und das zu umgehen zu umstindlich oder
aufwendig ist. Deshalb muB das Hindernis "untertunnelt" werden, d.h., es muB ein Loch durch
diesen "Berg" gebohrt werden. Daneben wird mit dem Bild suggeriert, es handele sich um

109 Hochschule 2001, 8. 5.

110 Neuhaus, ebd., S. 23 u. 42.

111 Hochschulgesamiplan, §. 24. u. §. 50 f,
112 Ebd., S. 14.

113 Glotz: 2. Kasseler Hochschulwoche, S. 10.

114 Heckhausen, Heinz: Die "Integrierte Gesamthochschule”. Ein neues LufischloB am Planungshorizont der deut-
schen Hochschulpolitik, in: DUZ 1971, S. 197 ff.
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etwas von der Natur Vorgegebenes und nicht um eine Entwicklung, die von der ilteren Gene-
ration zu verantworten ist und rechtzeitig erkennbar war.

Das Gesamtkonzept "Hochschule 2001" geht von der Primisse abnehmender
Studentenzahlen in den 90er Jahren aus und damit wird man Opfer der eigenen "Taktik progno-
stischer Unterschitzung" der Studentenzahlen. Die Abnahme soll eintreten, weil “die
'Pillenknick-Generation' die Hochschulen erreicht".!15 "Nach Jahren stiirmischen Wachstums
der Studentenzahlen"!!® ("Vorpillengeneration", d.V.) erreicht die 'Pillenknick-Generation'
das Hochschulalter.

Frither "galt es, Bildungsreserven auszuschipfen und fiir die wirtschaftliche Entwicklung
nutzhar zu machen. ... Das Schlagwort hieB: Offnung der Hochschulen ... (NRW) hat sich ...
eine neue Ressource erschlossen: Die Begabung seiner Menschen".!!7 Ubrigens hilt sich das
Klischee von den "Studentenstromen"!!® hartnickig, und die Frauen werden besonders
'begeistert’ sein iiber den Satz: "Man kann die 'Infrastruktur' der Familie nutzen und so die
Kosten erheblich senken. "!19

7.4.2.4 Geschinte Parolen

Parolen sind in der Politik nichts Neues. Um ein bestimmtes Ziel zu erreichen, erscheint es
zweckmillig, sie zur rechten Zeit als wirksames taktisches Mittel einzusetzen. Die Wirkung der
am Anfang der Hochschulreform stehenden Pichtschen "Bildungskatastrophe" und des Dahren-
dorfschen "Bildung ist Biirgerrecht" (vgl. Kap. 2.3) sind zwei derartige Parolen, die die
Offentlichkeit aufriitteln und Bildungspolitik zu einem vordringlichen Thema machen sollten.
In einem Fall wurde mit einer Horrorparole auf Angst gesetzt: wenn das Bildungswesen nicht
verbessert wiirde, wire der Wohlstand gefihrdet, denn wir kdnnten im internationalen Wettbe-
werb nicht mithalten. Und im anderen Falle wurde an ein Grundrecht ankniipfend gefordert,
die vorhandene Chancenungleichheit zu beseitigen, um dann allerdings statt dessen zu einer
technokratischen Losung der Effizienzsteigerung des Hochschulsystems umzuschwenken.
Beides filhrte damals zusammen dazu, daB der Ausbau des Bildungswesens; vorangetrieben
wurde, jedoch eher mit dem Ziel, geniigend qualifizierte Arbeitskrifte verfiighar zu haben als
Chancengleichheit zu verwirklichen, denn als das Ziel erreicht war, schwand das Interesse an
einem modernen Bildungssystem und die zum weiteren Ausbau notwendigen Ressourcen
wurden nicht bereitgestellt. Die Finanzpolitiker hatten sich fiir andere Prioritiiten entschieden.

Als es im Jahre 1982 um Einsparungen im Hochschulbereich durch Abbau von Studiengin-
gen und Stellen ging, wurden geschonte Parolen eingesetzt. So war von "Konzentration und
Neuordnung" die Rede, und ab 1987 wurden die Begriffe "Hochschulstrukturkonzept”,
"Perspektiven der Hochschulentwicklung” und "Aufgabenkritische Uberpriifung des Personal-
bestandes” benutzt, aber nicht von der Aufhebung von Studiengiingen, prozentualem Kapazi-

115 Hochschule 2001, S. 52.

116 Ebd., S. 5.

117 Hochschule 2001, Fakten, S. 9-11. Die Kursivselzungen stammen vom Verfasser.
118 Ebd., 8. 32.

119 Ebd., S. 41.
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tatsabbau in Fichern und/oder Stellenabbau gesprochen. Angeblich ging es darum, "den Hoch-
schulen" - nicht dem Wissenschaftsminister - "Handlungsspielriume fiir Umorientierung und
die Optimierung der Aufgabenerfiillung in den 90er Jahren zu verschaffen".120 Hochschulen
seien "Hoffnungstriger ihrer Region". "Staatliche Planung kann und soll ... die Entwicklung
zum gesellschaftlich Gewiinschten hin ordnen und regeln. In der Suche nach einer Vision von
der 'Hochschule 2001' liegt die Chance zu einer Bildungsoffensive. Die Chance, sich nicht nur
der Friichte der einstigen Bildungsreform zu vergewissern, sondern mit neuem Elan eine zweite
Phase der Bildungsreform in Angriff zu nehmen. "121

Die den Hochschulen zumindest vorerst entzogenen Stellen sollen dazu dienen, die
"Innovationskraft und Forschungsfahigkeit weiter zu stirken".!22 Die vier Verordnungen,
durch die ausschlieBlich zahlreiche Studienginge "aufgehoben” wurden, erhielten die Uber-
schrift "Sicherung der Aufgaben im Hochschulbereich”. Die MaBnahmen des
Wissenschaftsministers, die den Hochschulen zunichst einmal EinbuBen brachte, dienten dem
Lande NRW dazu, ohne zusitzliche Haushaltsmittel neue Aufgaben anzugehen. Fiir die einzel-
nen Hochschulen war nicht erkennbar, wie hoch ihr Anteil an der Dispositionsmasse sein
wiirde, ob sie also zu den Gewinnern oder Verlierern gehoren wiirden. Deshalb wurden die
verschiedenen Taktiken eingesetzt, um ihre Skepsis bzw. ihr Miftrauen gegeniiber den massi-
ven Eingriffen zu mindern und das ministerielle Vorgehen zu rechtfertigen. Auch mit dem
Problem der Chancengleichheit brauchte man sich nicht mehr zu befassen, denn:

"Noch zu Beginn der 60er Jahre war Bildung ein Privileg. Kindern aus Arbeiterfamilien
war der soziale Aufstieg liber Gymnasium und Universitit weitgehend verschlossen.
Hier lag der Ansatz fiir die Politik der Bildungsreform jener Zeit. 'Chancengleichheit'
hief die Forderung, "123

Der Text unterstellt, das Problem der Chancengleichheit sei geldst.!24 Geschénte Parolen
werden hier gleich zweimal mit impliziten Unterstellungen eingesetzt: einmal als eine angeblich
damals gegliickte Bildungsreform und zum zweiten durch die dabei erreichte Chancengleich-
heit. Tatsichlich blieb beides in Ansitzen stecken. Die Bildungsreform konzentrierte sich
darauf, den gesellschaftlichen Reproduktionsbedarf zu erfiillen, jedoch weder auf eine struktu-
relle Umgestaltung des Bestehenden durch ein neues Schul- und Hochschulsystem
(Gesamtschulen und Gesamthochschulen) noch auf inhaltliche Verdnderungen, wie sie im
dritten Modell der OECD-Studie (vgl. Kap. 4.2) vorgestellt worden waren. Welche differenten
Entwicklungen die Aspekte der Chancenverbesserung in den 80er Jahren tatsiichlich nahmen,
wird im Kapitel 8.3 untersucht.

120 ErlaB vom 21.03.1988, ohne Geschiifiszeichen, S. 1 f.

12! Die letzten Zitate wurden "Hochschule 2001, S, 1-39 entnommen und lieBen sich beliebig vermehren. Der letzte
Satz unterstellt, dal eine Bildungsreform stattgefunden hat und ernsthaft an eine zweite gedacht wird (S. 39).

I2Ebd., S. 187.

18 Ebd., S. 9.

!24 In der 12. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerkes, der fundiertesten Untersuchung zu dieser Frage, ist fiir
die 80er Jahre hinsichtlich der Bildungsbeteiligungsquote von Arbeiterkindern eine riickliufige Entwicklung zu erken-
nen. Vgl.: Der Bundesminister fiir Bildung und Wissenschaft (Hrsg.): Das soziale Bild der Studentenschaft in der
Bundesrepublik Deutschland, Bonn 1989, S. 100 ff. Die Bildungsbeteiligungsquote der Arbeiterkinder sank von 1982

(100%) auf 79% (1985 u. 1987) und stieg dann wieder leicht auf 95% (1988) an, jedoch ohne den Ausgangswert zu
erreichen (S. 102).




	7.1 Abkehr vom Gesamthochschulkonzept
	7.1.1 Organisatorische Doppelstruktur
	Seite 200
	Seite 201

	7.1.2 Differenzierung und Wettbewerb
	Seite 202
	Seite 203
	Seite 204
	Seite 205
	Seite 206
	Seite 207
	Seite 208


	7.2 Rehierarchisierung
	7.2.1 Einstufungskonflikte in der Professorengruppe
	Seite 208
	Seite 209
	Seite 210
	Seite 211
	Seite 212
	Seite 213

	7.2.2 Kompetenzverluste im Mittelbau
	Seite 213
	Seite 214
	Seite 215


	7.3 Anpassung von Ordnungen
	7.3.1 Grundordnungsdebatten
	Seite 215
	Seite 216

	7.3.2 Formalrechtliche Korrekturen bei integrierten Studiengängen
	Seite 216
	Seite 217
	Seite 218

	7.3.3 Verunsicherung der Lehramtsstudierenden
	Seite 218
	Seite 219


	7.4 Umsteuerung in NRW
	7.4.1 Die zwei Konzentrationsphasen
	Seite 219
	Seite 220
	Seite 221
	Seite 222
	Seite 223
	Seite 224
	Seite 225
	Seite 226

	7.4.2 Strategie effizienzsteigernder zentraler Lenkung
	7.4.2.1 Taktik fiktiven Nachgebens
	Seite 226
	Seite 227

	7.4.2.2 Taktik prognostisher Unterschätzung
	Seite 227
	Seite 228

	7.4.2.3 Praxis verbaler Verunsicherung
	Seite 228
	Seite 229

	7.4.2.4 Geschönte Parolen
	Seite 229
	Seite 230




